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ANHANG
Bemerkungen zum GAP-Strategieplan von Osterreich

Die russische Invasion der Ukraine und der anhaltende allgemeine Anstieg der
Rohstoffpreise flihren den integralen Zusammenhang zwischen Klimaschutz und
Erndhrungssicherheit auf denkbar drastische Weise vor Augen. Dieser Zusammenhang
wird im Ubereinkommen von Paris anerkannt und wurde in die neuen Rechtsvorschriften
fiir eine Gemeinsame Agrarpolitik (Verordnung (EU)2021/2115) und die Strategie
,»vom Hof auf den Tisch* (COM(2020) 381 final) einbezogen, um eine ausreichende
Versorgung der Bevolkerung mit erschwinglichen Lebensmitteln unter allen Umstinden
zu gewihrleisten und gleichzeitig zu nachhaltigen Lebensmittelsystemen liberzugehen.

Vor diesem Hintergrund sowie angesichts der Klima- und der Biodiversitétskrise sollten
die Mitgliedstaaten ihre GAP-Strategiepldne {iiberpriifen, um alle Moglichkeiten zu
nutzen,

*den Agrarsektor der EU krisenfester zu machen,

+die Abhingigkeit von synthetischen Diingemitteln zu verringern und die Erzeugung von
Energie aus erneuerbaren Quellen auszuweiten, ohne die Nahrungsmittelerzeugung zu
beeintrichtigen, und

* die Produktionskapazitit auf nachhaltigere Produktionsmethoden umzustellen.

Dies erfordert u.a. die Forderung einer klimaeffizienten Landwirtschaft, die
Unterstiitzung agrardkologischer Verfahren, die Steigerung der nachhaltigen Erzeugung'
und Nutzung von Biogas, die Verbesserung der Energieeffizienz, einen umfassenderen
Einsatz der Prizisionslandwirtschaft, die Forderung der Erzeugung von Eiweillpflanzen
sowie die groftmogliche Verbreitung bewéhrter Verfahren durch Wissenstransfer. Die
Kommission hat die Strategiepline der Mitgliedstaaten unter Beriicksichtigung der
wirtschaftlichen, 6kologischen und sozialen Tragfahigkeit des Sektors bewertet.

Die folgenden Bemerkungen werden geméll Artikel 118 Absatz3 der Verordnung
(EU) 2021/2115 gemacht. Osterreich wird gebeten, der Kommission alle erforderlichen
zusdtzlichen Informationen zur Verfligung zu stellen und den Inhalt des GAP-
Strategieplans unter Beriicksichtigung der nachstehenden Bemerkungen zu iiberarbeiten.

Zentrale Herausforderungen

Bemerkungen hinsichtlich der strategischen Ausrichtung des GAP-Strategieplans

1. Die Kommission begriiit die Vorlage des Osterreichischen GAP-Strategieplans (im
Folgenden der ,,Plan*) und erkennt die Vollstindigkeit des vorgelegten Plans und die

Nachhaltige Biogaserzeugung ist die Erzeugung von Biogas, bei der die Nachhaltigkeitskriterien und
die Kriterien fiir Treibhausgaseinsparungen geméill Artikel 29 der Richtlinie (EU) 2018/2001
(Erneuerbare-Energien-Richtlinie) eingehalten werden.




von Osterreich bei seiner Ausarbeitung unternommenen Anstrengungen an, die auch
eine 6ffentliche Konsultation der Interessentrager umfassten.

2. Die Kommission begriifit die von den Osterreichischen Behdrden unternommenen
Schritte zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage von Kleinerzeugern sowie die
Erweiterung — im Rahmen der zweiten Sdule — des Anwendungsbereichs von
Umwelt- und Klimainterventionen und der von der ortlichen Bevdlkerung
betriebenen lokalen Entwicklung (LEADER) sowie die Aufstockung der
entsprechenden Mittel. Dennoch bleiben einige Fragen offen, und es bedarf weiterer
Verbesserungen, insbesondere in Bezug auf die Gestaltung der griinen Architektur
und die Kohédrenz der Interventionslogik und anderer Elemente des Plans (z. B.
Verkniipfungen zwischen Ergebnisindikatoren, Interventionen und
Interventionslogik).

Die Kommission weist erneut darauf hin, wie wichtig die fiir die Ergebnisindikatoren
festgesetzten Zielwerte als zentrales Instrument sind, mit dem das Ambitionsniveau
des Plans bewertet und seine Fortschritte iiberwacht werden. Die Kommission fordert
Osterreich auf, die vorgeschlagenen Zielwerte zu iiberarbeiten, indem es deren
Genauigkeit verbessert, alle einschldgigen Interventionen beriicksichtigt und ein
angemessenes, dem ermittelten Bedarf entsprechendes Ambitionsniveau festlegt.

Bemerkungen hinsichtlich der Forderung eines intelligenten, wettbewerbsfihigen,
krisenfesten und  diversifizierten  Agrarsektors, der die langfristige
Ernihrungssicherheit gewihrleistet

4. Die Kommission ist der Auffassung, dass der Plan geeignet ist, wirksam zum
allgemeinen Ziel der Forderung eines intelligenten, wettbewerbsfdhigen, krisenfesten
und  diversifizierten = Agrarsektors  beizutragen, der die  langfristige
Erndhrungssicherheit gewéhrleistet. Die Kommission begriiit die Bemiihungen der
osterreichischen Behorden, durch strikte Deckelung der Einkommensgrundstiitzung
fir  Nachhaltigkeit ohne Abzug von Arbeitskosten und gekoppelte
Einkommensstiitzung die Fairness und Zielgenauigkeit der Unterstiitzung zu
verbessern.

Gleichzeitig ist die Kommission der Auffassung, dass Verbesserungen erforderlich
sind, um sicherzustellen, dass die geplante erginzende
Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit im Einklang mit dem
Rechtsrahmen umgesetzt wird. Gemal Artikel 29 der Verordnung (EU) 2021/2115
(Verordnung iiber die GAP-Strategiepline) wird Osterreich ersucht, weitere
Informationen zu der vorgeschlagenen Regelung vorzulegen.

Die Kommission erkennt die Bedeutung an, die der Einkommensstiitzung sowie
Interventionen zur Forderung der Wettbewerbsfahigkeit und der wirtschaftlichen
Nachhaltigkeit in dem Plan beigemessen wird. Angesichts des russischen Krieges
gegen die Ukraine fordert die Kommission Osterreich nachdriicklich auf, auch
Interventionen in Betracht zu ziehen, die dazu beitragen werden, die Abhingigkeit
von fossilen Brennstoffen und anderen extern beschafften Betriebsmitteln zu
verringern, um die langfristige nachhaltige Produktionskapazitit und Lebenstéhigkeit
landwirtschaftlicher Betriebe zu erhalten.

Bemerkungen hinsichtlich der Unterstiitzung und Stirkung von Umweltschutz,
einschlieBlich Biodiversitit, und Klimaschutz und des Beitrags zur Erreichung der



umwelt- und klimabezogenen Ziele der Union, einschliefllich ihrer Verpflichtungen
im Rahmen des Ubereinkommens von Paris

7.

10.

11.

Im Hinblick auf dieses allgemeine Ziel begriiit die Kommission die rigorose
strategische Bewertung mit einer umfassenden Ermittlung der Bedarfe und einer
Auswahl von Interventionen, die vorgeschlagen werden, um auf diese Bedarfe
einzugehen. Die Kommission begriiit ferner die Schaffung einer kohdrenten griinen
Architektur, einschliefSlich einer verstirkten Konditionalitidt, und insbesondere die
Entscheidung, nichtproduktive Landschaftselemente nur im Rahmen des GLOZ-
Standards 8 zuzulassen, sowie die Aufnahme eines zusitzlichen GLOZ-Standards,
neue Oko-Regelungen, die alle Arten der Landnutzung umfassen, sowie
Agrarumwelt- und Klimainterventionen, die gegeniiber dem derzeitigen Programm
zur Entwicklung des ldndlichen Raums verstirkt wurden. Wie in den nachfolgenden
Abschnitten niher erldutert, hilt die Kommission jedoch weitere Verbesserungen fiir
erforderlich, um wirksam zu diesem allgemeinen Ziel beizutragen. In diesem
Zusammenhang fordert die Kommission Osterreich auf, bestimmte GLOZ-Standards
zu prézisieren oder zu dndern, um sie mit dem Rechtsrahmen vollstindig in Einklang
zu bringen.

Osterreich wird ersucht, den groBeren Gesamtbeitrag zu den spezifischen Zielen in
den Bereichen Klimawandel, Wasserqualitét, Luft- und Bodenverschmutzung, Natur-
und Biodiversitéitsverlust, wie in Artikel 105 Absatz 1 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne gefordert, weiter nachzuweisen und die Interventionslogik in Bezug
auf die Bekdmpfung der Treibhausgas- und Ammoniakemissionen zu verbessern.

Osterreich wird ersucht, fiir die Kohéirenz seines Plans mit und seinen Beitrag zu den
in Anhang XIII der Verordnung iiber die GAP-Strategiepline aufgefiihrten
wesentlichen EU-Umweltrechtsakten, insbesondere der Richtlinie (EU) 2016/2284
(Richtlinie tlber nationale Emissionsreduktionsverpflichtungen), der Richtlinie
2008/50/EG (Luftqualitétsrichtlinie), der Richtlinie 91/676/EWG des Rates
(Nitratrichtlinie), der Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie), der Richtlinie
2009/147/EG (Vogelschutzrichtlinie) und der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-
Richtlinie), und den sich aus diesen Rechtsakten ergebenden Planungsinstrumenten
Zu sorgen.

Osterreich wird nachdriicklich aufgefordert, die nationalen Zielvorgaben zu
beriicksichtigen, die in den {iberarbeiteten Verordnungen (EU) 2018/842
(Lastenteilungsverordnung) und (EU) 2018/841 (Verordnung iiber Landnutzung,
Landnutzungsinderungen und Forstwirtschaft (LULUCF-Verordnung)) festgelegt
werden (diese Uberarbeitungen werden derzeit von den beiden gesetzgebenden
Organen der EU erortert), um der rechtlichen Verpflichtung nach Artikel 120 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne nachzukommen, den Plan nach solchen
Anderungen zu iiberpriifen.

Im derzeitigen Plan wird nicht ausreichend erldutert, wie die griine Architektur zu
Emissionsreduktionen und zur Kohlenstoftbindung und somit zur Erreichung der
derzeitigen Ziele und Verpflichtungen im Rahmen der Lastenteilungsverordnung und
der LULUCF-Verordnung beitragen wird. Osterreich wird ersucht, seinen Plan
entsprechend zu iiberarbeiten, um insbesondere dem Riickgang der
Waldkohlenstoffsenke und des Dauergriinlands entgegenzuwirken und die
MaBnahmen zur Kohlenstoffbindung an Land zu verbessern.
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Bei Bedarfen, die im Plan nicht beriicksichtigt sind, z. B. in Bezug auf Wilder und
ihre Anfilligkeit gegeniiber dem Klimawandel, sollte im Plan besser beschrieben
werden, wie den Bedarfen durch nationale MaBnahmen aullerhalb des Plans
Rechnung getragen wird. Osterreich wird ersucht, die Interventionslogik des Plans zu
stirken.

Bei der Bewertung der Bediirfnisse wurde ein Problem in Bezug auf Treibhausgas-
und Ammoniakemissionen ermittelt. Die Kommission hélt es fiir unwahrscheinlich,
dass die vorgeschlagenen Interventionen wirksam zur Verwirklichung der
spezifischen Umwelt- und Klimaziele beitragen werden. Osterreich wird ersucht, die
Interventionslogik in Bezug auf die Senkung der Ammoniak- und
Treibhausgasemissionen zu verbessern und insbesondere den Riickgang von
Dauergriinland expliziter anzugehen und eine klarere Verkniipfung mit der
Notwendigkeit einer verstiarkten Kohlenstoffbindung an Land herzustellen.

Die Kommission begriilt die vorgeschlagenen Bemiihungen zur Erzeugung von
Energie aus erneuerbaren Quellen und fordert Osterreich nachdriicklich auf, die
Moglichkeiten flir Interventionen im Rahmen der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepline in vollem Umfang zu nutzen, um die nachhaltige heimische Erzeugung
und Nutzung erneuerbarer Energien, einschlielich Biogas, zu steigern und damit die
in seinem nationalen Energie- und Klimaplan bereits vorgesehenen MaB3nahmen zu
verstirken. Dariiber hinaus fordert die Kommission Osterreich auf, Interventionen zur
Verbesserung der Effizienz des Nihrstoffeinsatzes, kreislauforientierte Ansitze fiir
den Nahrstoffeinsatz, einschlieBlich organischer Diingung, sowie weitere Schritte zur
Senkung des Energieverbrauchs zu fordern.

Osterreich wird ersucht, das gesteigerte Ambitionsniveau der geplanten griinen
Architektur in Bezug auf umwelt- und klimabezogene Ziele anhand qualitativer und
quantitativer Elemente wie Mittelzuweisungen und Indikatoren besser nachzuweisen.

Osterreich wird gebeten, dem prioritiren Aktionsrahmen besser Rechnung zu tragen
und die vorgeschlagenen Interventionen weiter an diesen anzupassen.

Bemerkungen hinsichtlich der Stirkung des soziookonomischen Gefiiges in
lindlichen Gebieten

17.

18.

Die Kommission ist der Auffassung, dass der Plan geeignet ist, zum allgemeinen Ziel
der Stirkung des soziookonomischen Gefiiges in ldndlichen Gebieten beizutragen.
Die Kommission begriit insbesondere die Unterstiitzung dynamischer lédndlicher
Gebiete, indem der Anwendungsbereich von LEADER erweitert und seine
Mittelausstattung aufgestockt wird. Die Kommission nimmt ferner positiv zur
Kenntnis, dass Osterreich den neuen Mechanismus der sozialen Konditionalitit
bereits 2023, zu Beginn des Programmplanungszeitraums, einfiihrt.

Der Plan enthilt mehrere Interventionen fiir das Tierwohl, die verschiedene Tierarten,
darunter Schweine und Rinder, betreffen. Die Interventionen bieten mehr
Weidemdoglichkeiten fiir Rinder und verbesserte Haltungsbedingungen sowohl fiir
Rinder als auch fiir Schweine, was sich positiv auf das Tierwohl auswirken diirfte.
Die Kommission fordert Osterreich jedoch auf, detailliertere Informationen iiber die
im Laufe der Zeit erfolgende Einschrankung des Schwanzkupierens bei Schweinen
vorzulegen.



19. Das Problem der Lebensmittelverschwendung in der Primérerzeugung wird im Plan
angemessen behandelt. Im Plan wird das Thema in dem Teil iiber die allgemeinen
Erfordernisse behandelt, wobei auf Sensibilisierung und 6ffentliche Kommunikation
in Bezug auf Nachhaltigkeit verwiesen wird. Im Rahmen mehrerer Interventionen
wird ebenfalls auf das Thema Bezug genommen. Dariiber hinaus hat Osterreich seine
allgemeine Politik zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und ihren
Zusammenhang mit der Agrarpolitik erldutert.

Bemerkungen hinsichtlich der Forderung und Weitergabe von Wissen, Innovation
und Digitalisierung in der Landwirtschaft und in lindlichen Gebieten

20. Die Kommission begriift den breiten Anwendungsbereich der verschiedenen
MaBnahmen fiir Zusammenarbeit und Wissensaustausch, insbesondere in Bezug auf
die Interventionen in den Bereichen Naturschutz, Umwelt und Klimaschutz, sowie
den Verweis auf die Bedeutung der Systeme fiir Wissen und Innovation in der
Landwirtschaft (Agricultural Knowledge and Innovation Systems — AKIS) im
Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele des Griinen Deals, einschlieBlich der
Biodiversitétsstrategie und der Strategie ,,Vom Hof auf den Tisch*.

21.Im Bereich Wissen, Innovation und Digitalisierung in der Landwirtschaft sind
verschiedenartigste Herausforderungen und Losungen zu beriicksichtigen, um den
Ubergang zu einer resilienten und nachhaltigen Landwirtschaft zu ermdglichen. Dies
erfordert verstiarkte Beratungs-, Coaching- und Schulungsmafinahmen, um die
Landwirte bei den notwendigen Verdnderungen zu unterstiitzen. Die Kommission
fordert Osterreich daher auf, eine stirkere Unterstiitzung fiir landwirtschaftliche
Betriebsberatungsdienste und den Austausch von Wissen und bewéhrten Verfahren in
Erwigung zu ziehen.

22. Die Kommission erinnert daran, dass Osterreich im Einklang mit der Analyse der
allgemeinen Stérken, Schwéchen, Chancen und Risiken (SWOT-Analyse) sowie der
Bewertung der Bediirfnisse aufgefordert ist, einen umfassenden strategischen Ansatz
fiir die Forderung der Digitalisierung in der Landwirtschaft und im ldndlichen Raum
darzulegen.

Weitere Herausforderungen

23. Die Kommission nimmt die Bemiihungen zur Kenntnis, die im Hinblick auf eine
Vereinfachung fiir die nationale Verwaltung und die Endbegiinstigten unternommen
wurden, insbesondere in Bezug auf Digitalisierung, Schulung und Nutzung aller
verfiigbaren Verwaltungssysteme, Harmonisierung und Verringerung der Zahl der
Interventionen.

Informationen iiber den Beitrag zu den Zielen des Griinen Deals und die Kohérenz
mit diesen

24. Die Kommission bedauert, dass Osterreich nicht von der Méglichkeit Gebrauch
gemacht hat, Informationen iiber nationale Werte fiir alle Ziele des Griinen Deals
bereitzustellen, die in der Strategie ,,Vom Hof auf den Tisch®“ und in der
Biodiversitétsstrategie enthalten sind. Die Kommission ist der Auffassung, dass der
Plan die Umwelt- und Klimaziele des Griinen Deals und der mit ihm verbundenen
Strategien widerspiegeln sollte, damit die umwelt- und klimabezogenen Ziele der
Union, einschlieBlich ihrer Verpflichtungen im Rahmen des Ubereinkommens von
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Paris, erreicht werden konnen. Die Kommission fordert Osterreich daher auf,
ehrgeizige quantifizierte nationale Werte fiir die Ziele des Griinen Deals festzulegen.

Die Kommission begriiBt, dass Osterreich seine Zielvorgabe fiir den
okologischen/biologischen Landbau fiir 2030 auf 30% der gesamten
landwirtschaftlichen Fldche des Landes festgesetzt hat.

Die Kommission fordert Osterreich auf, seinen Plan durch die Festlegung nationaler
Werte fiir die Verringerung des Einsatzes von und des Risikos durch chemische
Pestizide sowie des Einsatzes von Pestiziden mit hherem Risiko zu ergénzen. Im
Plan werden zwar eine Reihe von Mallnahmen beschrieben, die zur Verringerung des
Einsatzes von und des Risikos durch chemische Pestizide sowie des Einsatzes von
Pestiziden mit hoherem Risiko beitragen diirften, doch enthélt er keine ausreichenden
Angaben zu den geplanten Mallnahmen zur Forderung und Steigerung der
Anwendung von Verfahren des integrierten Pflanzenschutzes im Sinne der Richtlinie
2009/128/EG iiber die nachhaltige Verwendung von Pestiziden und zur verstérkten
Verwendung sicherer alternativer Methoden. Die Kommission fordert Osterreich auf,
in Erwdgung zu ziehen, seinen Plan in Bezug auf Pestizide im Einklang mit diesen
Bemerkungen zu ergéinzen und gegebenenfalls auf auBerhalb des Plans geplante oder
ergriffene nationale MaBBnahmen zu verweisen.

In Bezug auf die Verringerung des Verkaufs antimikrobieller Mittel hélt die
Kommission die im Plan und in den nationalen Mallnahmen vorgeschlagenen
Elemente fiir plausibel und ausreichend, um das Problem der Antibiotikaresistenz im
Allgemeinen und des Einsatzes antimikrobieller Mittel bei Tieren im Besonderen
anzugehen. Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass einige der geplanten
Interventionen iiber in erster Linie auf das Tierwohl ausgerichtete Mallnahmen
insbesondere den Schweinesektor betreffen, der den gréBten Einsatz antimikrobieller
Mittel in Osterreich verzeichnet.

Was das Ziel eines verbesserten Zugangs zu schnellen Breitbanddiensten in
landlichen Gebieten betrifft, so ist die Kommission der Auffassung, dass durch die
Interventionen des Plans zwar nicht direkt auf den festgestellten Bedarf eingegangen
wird, dieses Ziel in Osterreich aber durch flankierende Interventionen im Rahmen des
Aufbau- und Resilienzplans erreicht werden kann.

In Bezug auf die Zielvorgabe fiir Landschaftselemente und die Zielvorgabe fiir die
Néhrstoffbewirtschaftung ist die Kommission der Auffassung, dass der
vorgeschlagene Plan insgesamt zu den Osterreichischen Zielen beitragen diirfte.

Detaillierte Bemerkungen

30.

STRATEGISCHE BEWERTUNG

Die Stiarken, Schwéchen, Chancen und Risiken bei allen spezifischen Zielen sind als
alleinstehende Aussagen ohne weitere Angaben oder Kontext formuliert. Einige
dieser Aussagen miissen weiter ausgefiihrt werden, damit sich ein klarer
Informationsgehalt ergibt.
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1.1.Forderung eines intelligenten, wettbewerbsfihigen, Kkrisenfesten und
diversifizierten Agrarsektors, der die langfristige Ernihrungssicherheit
gewihrleistet

1.1.1. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 1

Osterreich wird ersucht, die SWOT-Ubersichtstabelle zu aktualisieren, damit deutlich
wird, welche Sektoren im Rahmen der ermittelten Bedarfe eine Unterstiitzung
erhalten wiirden (z. B. Sektoren, in denen gekoppelte Einkommensstiitzung gewéhrt
wird). Die allgemeine Bezugnahme auf geringe Wettbewerbsfahigkeit in bestimmten
Sektoren ist unter dem Gesichtspunkt der Interventionslogik nicht spezifisch genug,
um den Einsatz von Interventionen mit gekoppelter Einkommensstiitzung zu
untermauern.

Im Einklang mit den im ersten Teil dieses Schreibens enthaltenen Ausfiithrungen zum
Ziel einer gerechteren Verteilung sowie einer wirksameren und -effizienteren
Ausrichtung der Einkommensstiitzung sollte in der entsprechenden Ubersicht nicht
nur darauf hingewiesen werden, dass dem Umverteilungsbedarf Rechnung getragen
wurde, sondern es sollte auch erkldrt werden, dass dies in ausreichendem Male
geschehen ist (mit einer Erlduterung, auf welche Weise). Um die Angemessenheit der
Strategie und die Kohdrenz aller Einkommensstiitzungsinstrumente zu begriinden,
bedarf es einer quantitativen Analyse, aus der — gestaffelt nach der physischen
Betriebsgrofe — die  kombinierten = Auswirkungen aller einschlidgigen
Einkommensstiitzungsinstrumente auf die Direktzahlungen je Hektar und die
Einkommen je Arbeitseinheit, insbesondere fiir kleine landwirtschaftliche Betriebe,
hervorgehen (z. B. mithilfe des Informationsnetzes landwirtschaftlicher
Buchfiihrungen, INLB). Die Kommission fordert Osterreich auf, weitere
Informationen tiiber die Wahl der Schwellenwerte und Einheitsbetrige fiir die
erginzende Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit vorzulegen.

1.1.2. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 2

Osterreich wird ersucht, sektorale Interventionen in Betracht zu ziehen, die dem
Bedarf ,,Erhohung der Produktivitidt der landwirtschaftlichen Betriebe® und der
ermittelten Schwiche ,,Kleine, ineffiziente Betriebsstruktur (geringe Skaleneffekte)
in landwirtschaftlicher Urproduktion und in manchen Verarbeitungssektoren®
Rechnung tragen.

Osterreich wird ersucht, den Ubergang zu hoherpreisigen Mirkten und die
Entwicklung entsprechender Produkte expliziter in das spezifische Ziel 2 zu
integrieren.

1.1.3. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 3

Osterreich plant eine allgemeine Kooperationsmainahme zur Foérderung der
horizontalen und vertikalen Zusammenarbeit und Vernetzung zwischen
verschiedenen Akteuren und Unternehmen, es gibt jedoch keine spezifische
MaBnahme zur Unterstiitzung der Errichtung von Erzeugerorganisationen und kurzen
Versorgungsketten in Sektoren, in denen diese derzeit fehlen. Osterreich wird
gebeten, dies zu erldutern.

Osterreich konzentriert seine Interventionen zur Erhohung der
Produktdifferenzierung stark auf Qualitdtsprogramme, mit Ausnahme des Obst- und
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Gemiisesektors, in dem die Entwicklung innovativer Erzeugnisse als Teil der
Intervention 47-21 erwihnt wird. Osterreich wird gebeten zu erldutern, ob auch in
anderen Sektoren vergleichbare Interventionen zur Foérderung der Entwicklung
innovativer Erzeugnisse geplant sind.

1.1.4. Besondere strategische Ausrichtung
1.1.4.1. Gekoppelte Einkommensstiitzung und Wasserrahmenrichtlinie

Osterreich wird gebeten zu erliutern, wie die neuesten Bewirtschaftungspline fiir
Einzugsgebiete, die im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie vorgelegt wurden, bei
der Konzeption und Umsetzung der Interventionen mit gekoppelter
Einkommensstiitzung flir Regionen, fiir die ein guter 6kologischer Zustand gemal} der
Wasserrahmenrichtlinie bereits erreicht wurde, und gegebenenfalls fiir Regionen, bei
denen dies noch nicht der Fall war, beriicksichtigt werden.

Die Beschreibung der Interventionen mit gekoppelter Einkommensstiitzung sollte
einen spezifischen Verweis auf die fiir diese Tatigkeiten relevanten Aspekte des
MaBnahmenprogramms im Rahmen des Bewirtschaftungsplans fiir Einzugsgebiete
enthalten.

1.1.4.2.Gerechte Verteilung und Ausrichtung der Unterstiitzung

Was den Uberblick dariiber betrifft, wie das Ziel einer gerechteren Verteilung sowie
einer wirksameren und effizienteren Ausrichtung der Einkommensstiitzung unter
Nummer 3.4 (,,Umverteilungsstrategie*) angegangen wird, so sollte nicht nur darauf
hingewiesen werden, dass dem Umverteilungsbedarf Rechnung getragen wurde,
sondern es sollte auch erkldrt werden, dass dies in ausreichendem Malle geschehen
ist. Um die Angemessenheit der Strategie und die Kohdrenz aller
Einkommensstiitzungsinstrumente zu begriinden, bedarf es einer quantitativen
Analyse, aus der — gestaffelt nach der physischen Betriebsgrofle — die kombinierten
Auswirkungen aller einschldgigen Einkommensstiitzungsinstrumente auf die
Direktzahlungen je Hektar und die Einkommen je Arbeitseinheit, insbesondere fiir
kleine landwirtschaftliche Betriebe, hervorgehen (z. B. mithilfe des INLB).

Osterreich wird ersucht, weitere Informationen iiber die Nichtgewihrung der
erginzenden Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit in einer Gruppe
von Gebieten, die derzeit im Rahmen der Einkommensgrundstiitzung fiir
Nachhaltigkeit unterstiitzt werden, sowie weitere Informationen iiber die ergdnzende
Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit, insbesondere iiber die
festgelegten Schwellenwerte und Einheitsbetrage, vorzulegen.

1.1.4.3.Interventionen in bestimmten Sektoren

Osterreich wird ersucht, in Abschnitt 3.5 einen Uberblick iiber alle sektorbezogenen
Interventionen (d. h. sektorale Interventionen, Interventionen mit gekoppelter
Einkommensstiitzung und gegebenenfalls Interventionen zur Entwicklung des
landlichen Raums) vorzulegen, einschlielich ihrer Komplementaritit in Bezug auf
die fiir alle betroffenen Sektoren ermittelten Bedarfe (darunter die Sektoren ,,Rind-
und Kalbfleisch* und ,,Schaf- und Ziegenfleisch®, d.h. Sektoren, in denen u. a.
gekoppelte Einkommensstlitzung gewéhrt wird).
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Um Abschnitt 3.5.3, so wie er im Plan prisentiert wird, mit Artikel 109 Absatz 2 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne in Einklang zu bringen, muss die
Interventionsstrategie die Kohdrenz der Strategie und die Komplementaritit der
Interventionen fiir die spezifischen Ziele des Artikels 6 Absédtze 1 und 2 der
Verordnung nachweisen, indem eine Vielzahl von Elementen vorgelegt wird (siche
Artikel 109 Absatz 2 Buchstaben a bis i der Verordnung). Osterreich wird daher
ersucht, Artikel 109 Absatz2 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepline zu
beriicksichtigen und eine entsprechend aktualisierte Fassung seines Plans vorzulegen.

Gegebenenfalls sollte Osterreich angeben, welche MaBnahmen ergriffen wurden, um
Komplementaritét zZu gewihrleisten und Uberschneidungen und
Doppelfinanzierungen zwischen spezifischen Interventionen zu vermeiden,
insbesondere wenn eine Kombination aus sektorbezogenen Interventionen,
fakultativer gekoppelter Stlitzung und Unterstiitzung fiir die Entwicklung des
landlichen Raums geplant ist. Werden beispielsweise Investitionen im Rahmen
mehrerer Interventionen (ldndliche Entwicklung und sektorale Investitionen)
gefordert, wie wird dann sichergestellt, dass ein Ziel nicht zweimal iiber verschiedene
Interventionen unterstiitzt wird?

1.1.4.4.Risikomanagement

In Bezug auf Abschnitt3.6 ,Uberblick iiber die Interventionen, die zur
Gewdhrleistung eines  kohdrenten und integrierten Ansatzes fir das
Risikomanagement beitragen wird Osterreich ersucht, auch folgende Angaben
aufzunehmen: a) quantitative Elemente, anhand deren die genannten Mallnahmen
unter diesem  Gesichtspunkt bewertet werden konnen (z.B. erfasste
landwirtschaftliche Betriebe, versicherte Mengen, durchschnittliche Pramien,
Verluste und Deckungssummen), und b) Informationen {iber einschlégige sektorale
Interventionen, die Landwirten beim Risikomanagement helfen. Da das
landwirtschaftliche Risikomanagement ein dynamischer Bereich ist, der sich im
Laufe der Zeit weiterentwickelt, wird Osterreich zudem ersucht, zusitzliche
Risikomanagementinstrumente (auf der Zusammenarbeit der Landwirte basierende
Instrumente, Instrumente zur Deckung von Einkommensrisiken oder andere
innovative Instrumente) zu priifen, die den Landwirten derzeit offenbar nicht zur
Verfiigung stehen.

1.2.Unterstiitzung und Stirkung von Umweltschutz, einschlieflich Biodiversitiit,
und Klimaschutz und Beitrag zur Erreichung der umwelt- und
klimabezogenen Ziele der Union, einschlieB8lich ihrer Verpflichtungen im
Rahmen des Ubereinkommens von Paris

1.2.1. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 4

Osterreich wird ersucht, den zwischen 2004 und 2018 erfolgten Riickgang von
Dauergriinland von 60 % auf 47 % in die SWOT-Analyse aufzunehmen und darauf
zu reagieren sowie die Hauptgriinde fiir den starken Riickgang der Kohlenstoffsenken
des LULUCF-Sektors und den erheblichen Anstieg der Emissionen aus Ackerflichen
aufgrund von Landnutzungsénderungen zwischen 2013 und 2018 zu erldutern.

Osterreich wird gebeten, die SWOT-Analyse zu iiberarbeiten, um den zwischen 2005
und 2016/2018 erfolgten Anstieg der Gesamttreibhausgasemissionen um 4,3 %
aufzuzeigen und zu erkldren (wobei die Emissionen aus Diingemittel- und
Bodenbewirtschaftung zwischen 2013 und 2018 stidrker gestiegen sind als der
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Durchschnitt der EU-27) und zu erldutern, welche spezifischen Emissionen und damit
verbundenen Tétigkeiten fiir diesen Anstieg verantwortlich sind.

Die SWOT-Analyse, die Bewertung der Bediirfnisse und die Interventionsstrategie
erscheinen kohirent, doch sollte Osterreich besser erkliren, warum es der Auffassung
ist, dass die notwendige Verringerung der Treibhausgasemissionen durch die
vorgeschlagenen Interventionen zur Reduzierung von Diingemitteln, zum
Diingermanagement und zur Extensivierung der Tierhaltung angemessen
bewerkstelligt werden kann.

Osterreich wird gebeten klarzustellen, wie der in der SWOT-Analyse festgestellte
Mangel an Wissen und Know-how in Bezug auf den Klimawandel behoben und die
Klimaberatung fiir Landwirte umgesetzt werden soll.

Osterreich wird ersucht, iiber verschiedene Interventionen im Bereich des
Diingemittelmanagements und zur Verbesserung der Kohlenstoffspeicherung im
Boden hinaus Moglichkeiten fiir ein umfassenderes Konzept fiir eine klimaeffiziente
Landwirtschaft auf Ebene der landwirtschaftlichen Betriebe (z. B. auf der Grundlage
einer Bewertung des CO»-FuBlabdrucks am Betriebstor) zu priifen.

Angesichts der Notwendigkeit einer Anpassung an den Klimawandel wird Osterreich
aufgefordert darzulegen, wie es diesbeziiglich eindeutig auf naturbasierte Losungen
abstellt und diese priorisiert.

Osterreich wird ersucht, eine Schitzung des Klimaschutzpotenzials im Rahmen der
betreffenden Interventionen vorzulegen.

1.2.2. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 5

Osterreich wird ersucht, im Hinblick auf den kiirzlich iiberarbeiteten nationalen
Aktionsplan fiir die nachhaltige Verwendung von Pestiziden weitere Informationen
iiber die umfassende Umsetzung des integrierten Pflanzenschutzes im Sinne der
Richtlinie 2009/128/EG vorzulegen und zu erldutern, wie die Umsetzung des
integrierten Pflanzenschutzes durch alle gewerblichen Verwender von Pestiziden
sichergestellt wird.

Osterreich wird gebeten, die Interventionsstrategie entsprechend dem ermittelten
Bedarf anzupassen und Informationen iiber die Gewaisserverunreinigung durch die
Landwirtschaft aufzunehmen. Der Plan sollte vollstindig auf die neuesten
Bewirtschaftungspléne fiir Einzugsgebiete abgestimmt werden.

Osterreich wird ersucht anzugeben, wie eine Verringerung der Belastung der
Gewisser durch die Landwirtschaft erreicht werden soll, insbesondere im Hinblick
auf die diffuse Verschmutzung, durch die 18 % der Oberflichengewdsser belastet
sind. Es muss deutlich zu erkennen sein, wie diese Interventionen zur Verwirklichung
des Ziels der Wasserrahmenrichtlinie beitragen, bis 2027 einen ,,guten Zustand* von
Wasserkdrpern ~ zu  erreichen.  Osterreich  wird  ferner  ersucht, auf
hydromorphologische = Belastungen = einzugehen, um  das  Ziel  der
Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen.

Osterreich wird aufgefordert, die Interventionsstrategie anzupassen, um klarzustellen,
ob bodenschddigende Prozesse wie diffuse Bodenverschmutzung, Verlust der
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biologischen Vielfalt des Bodens und Verdichtung ausreichend beriicksichtigt
werden.

Angesichts der Herausforderungen, mit denen Osterreich in Bezug auf
Ammoniakemissionen  konfrontiert ist (93 % der insgesamt gemeldeten
Ammoniakemissionen stammen aus landwirtschaftlichen Quellen, und die
Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft haben im Laufe der Zeit leicht
zugenommen), muss insbesondere auf Aspekte der Luftverschmutzung besser
eingegangen werden. Osterreich wird ersucht, ein umfassendes Management des
Stickstoffkreislaufs zu gewéhrleisten.

Die Kommission fordert Osterreich auf, die Zusammenhiinge mit den
Schlussfolgerungen zu den besten verfiigbaren Techniken (BVT), einschlieflich der
BVT-assoziierten Emissionswerte, zu erldutern, insbesondere im Zusammenhang mit
der Verringerung der Emissionen von Schadstoffen aus Anlagen (z. B. Ammoniak).

1.2.3. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 6

In der osterreichischen Biodiversititsstrategie wird festgestellt, dass wirksame
MaBnahmen zum Schutz von Honigbienen und Wildbienen umgesetzt werden
miissen. Osterreich wird gebeten zu erldutern, wie mit den vorgeschlagenen
Interventionen dem Schutzbedarf von Bestdubern, insbesondere Wildbienen,
ausreichend Rechnung getragen wird.

Im Plan sollte besser beschrieben werden, wie auf im Plan nicht beriicksichtigte
Bedarfe auBerhalb des GAP-Plans eingegangen wird. Osterreich wird ersucht, die
Interventionslogik des spezifischen Ziels 6 sowie diejenige des spezifischen Ziels 8
diesbeziiglich zu stirken.

Im Einklang mit der SWOT-Analyse und der Interventionslogik sollte unter dem
spezifischen Ziel 6.3 ,,Ermittlung der einschldgigen (Elemente der) nationalen Pléne*
auf den prioritdren Aktionsrahmen fiir Natura 2000 Bezug genommen werden.

Osterreich wird ermutigt, Moglichkeiten fiir weitere ehrgeizige Verpflichtungen
auszuloten. In diesem Zusammenhang konnte der prioritdire Aktionsrahmen
Osterreich bei der Verbesserung seiner Vorschlige zur biologischen Vielfalt als
Richtschnur dienen, da im prioritiren Aktionsrahmen ein Gesamtbedarf an
Projektfinanzierungen in Hoéhe von 45028 000 EUR pro Jahr bzw. von
225 140 000 EUR fiir die fiinfjdhrige Laufzeit des Plans ermittelt wurde.

1.2.4. Besondere strategische Ausrichtung
1.2.4.1.Griine Architektur

Die komplexe griine Architektur wird ausfiihrlich beschrieben, wobei erléutert wird,
wie umwelt- und klimabezogene Bedarfe durch Konditionalitidt und eine Reihe von
Interventionen angegangen werden und wie sich die verschiedenen Interventionen
gegenseitig erginzen. Osterreich wird jedoch ersucht, der Klarheit halber eine
Tabelle vorzulegen, in der die mdglichen Kombinationen von Interventionen
aufgefiihrt sind. AuBerdem wird Osterreich gebeten, klare Angaben zur erwarteten
Wirksamkeit bei der Bewiltigung der Okologischen Herausforderungen mithilfe
dieser Architektur zu machen.
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1.2.4.2.Grofserer Gesamtbeitrag

Osterreich legt in den Bereichen Umwelt und Klima bis zu einem gewissen Grad
mehr Ehrgeiz an den Tag als im vorherigen Zeitraum. Es besteht jedoch noch
Spielraum fiir weitere Verbesserungen in Bezug auf Oko-Regelungen und GLOZ-
Standards, bei denen nicht nur zusdtzliche Erlduterungen, sondern auch ein
ehrgeizigeres Vorgehen erforderlich sind. Der Beitrag des Plans zu
Emissionsreduktionen (THG- und Ammoniakemissionen) scheint derzeit nicht
ausreichend zu sein, und es sollte stirker auf die Emissionen von Nutztieren geachtet
werden.

Osterreich wird ersucht, die Umwelt- und Klimaziele durch weitere quantitative
Vergleiche zu verstirken. Die kiinftigen Zielwerte sollten mit den erreichten
Ergebnissen im aktuellen Zeitraum verglichen werden (sofern solche Vergleiche
moglich sind), oder es kdnnten — soweit moglich — erwartete Verbesserungen anhand
von Wirkungsindikatoren nachgewiesen werden (wobei lediglich auf den
Feldvogelindex Bezug genommen wird).

In Bezug auf sektorale Interventionen wird Osterreich aufgefordert, besser zu
erlautern, wie diese Interventionen zu ehrgeizigeren Umwelt- und Klimazielen
beitragen.

1.2.4.3.Beitrag zu und Kohdrenz mit den langfristigen nationalen
Zielvorgaben, die in den in Anhang XIII genannten Rechtsinstrumenten
festgelegt sind oder sich aus diesen ergeben

Im oOsterreichischen Plan wird der Beitrag zu den Vorgaben und Zielen der meisten in
Anhang XIII der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne genannten Umwelt- und
Klimarechtsakte klar erldutert. Da Osterreich jedoch offenbar Gefahr liduft, das
Emissionsreduktionsziel fliir Ammoniak gemdl der Richtlinie (EU)2016/2284
(Richtlinie iiber nationale Emissionsreduktionsverpflichtungen) zu verfehlen, und da
die Treibhausgasemissionen aus der Landwirtschaft in den letzten Jahren gestiegen
sind, wird Osterreich aufgefordert, weitere Informationen iiber den Beitrag des Plans
zur Verringerung der Treibhausgas- und Ammoniakemissionen vorzulegen.

Osterreich wird ferner ersucht, die Komplementaritit des Plans mit der
Wasserrahmenrichtlinie und der Nitratrichtlinie in Bezug auf
Néhrstoffbewirtschaftung, Wasserqualitidt und Verschmutzung zu kléren.

In Bezug auf den Klimawandel wird Osterreich gebeten klarzustellen, wie der Plan
zur Erfillung der Verpflichtungen im Rahmen der LULUCF-Verordnung beitréagt,
wobei der Schwerpunkt auf dem starken Riickgang der Kohlenstoffsenken liegen
sollte.

1.3.Stirkung des soziookonomischen Gefiiges in lindlichen Gebieten
1.3.1. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 8

Osterreich wird ersucht, die derzeitige Situation der Forstwirtschaft, insbesondere in
Bezug auf die biologische Vielfalt der Wilder, in der SWOT-Analyse angemessen
wiederzugeben. Die angegebenen Stirken deuten insgesamt auf einen sehr guten
Zustand der Wilder in Osterreich hin, wohingegen die biologische Vielfalt weder
unter den Schwéchen und Risiken noch unter den Chancen erwéhnt wird.
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1.3.2. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 9

Osterreich wird ersucht, detailliertere Informationen dariiber vorzulegen, wie die
Vernetzung von Daten und die einheitliche Durchfiihrung von Programmen dazu
beitragen werden, den Einsatz von Antibiotika weiter zu verringern und das Kupieren
der Schwinze bei Ferkeln zu vermeiden, was mittelfristig angestrebt wird.

Osterreich wird gebeten, Informationen dariiber vorzulegen, wie die Politik der
Kommission zur schrittweisen Abschaffung von Kéfigen in der Nutztierhaltung in
Osterreich erreicht werden konnte. Osterreich wird ersucht, sich mit der Praxis des
Schwanzkupierens bei Schweinen zu befassen, die nach den EU-Vorschriften
verboten ist (bis auf Ausnahmen, Richtlinie 2008/120/EG des Rates vom
18. Dezember 2008 iiber Mindestanforderungen fiir den Schutz von Schweinen), und
die kifiglose Haltung von Legehennen, Kélbern und Sauen zu férdern (Mitteilung —
C(2021) 4747 — Mitteilung der Kommission zur Europdischen Biirgerinitiative (EBI)
,End the Cage Age®).

Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass der Plan Initiativen zur Foérderung des
Ubergangs zu einer gesunden nachhaltigen Erndhrung enthilt. Die Kommission
fordert Osterreich jedoch auf, genauer zu erldutern, wie dies zu der notwendigen
Umstellung auf eine gesunde, pflanzenbasierte nachhaltige Erndhrung fiihren wird,
wobei die Aufnahme iiber die Nahrung und die nationalen Erndhrungsempfehlungen
zu berticksichtigen sind.

1.4.Modernisierung des Sektors durch Forderung und Weitergabe von Wissen,
Innovation und Digitalisierung in der Landwirtschaft und in lindlichen
Gebieten und Forderung von deren Nutzung unter den Landwirten durch
einen verbesserten Zugang zu Forschung, Innovation, Wissensaustausch
und Qualifikationen

1.4.1. Strategische Bewertung des Querschnittsziels

Die Kommission ist der Auffassung, dass die Aufteilung der Mittel auf die
Interventionen fiir die Zusammenarbeit offenbar nicht dem Bedarf und dem
Bestreben nach mehr internationaler Zusammenarbeit und AKIS-Synergien
entspricht, wie in Abschnitt 8 beschrieben. Osterreich wird um eine entsprechende
Anpassung gebeten.

Osterreich  wird ersucht, die erforderlichen PriventionsmaBnahmen und
Kapazititsinitiativen sowie die Frage, wie deren Wirksamkeit gewéhrleistet wird,
weiter auszufiihren.

Osterreich wird gebeten, die funktionalen Verbindungen zu anderen nationalen und
EU-politischen Instrumenten zur Forderung der Digitalisierung, z.B. mit
MaBnahmen im Rahmen des Programms ,Digitales Europa®, ausfiihrlicher zu
erldutern und die Risiken einer digitalen Kluft, z. B. zwischen Unternehmen, weiter
zu bewerten und nach Moglichkeit zu verhindern.

1.5.Vereinfachung fiir die Endbegiinstigten

Osterreich wird ersucht, weitere Informationen iiber die gemeinsame Nutzung der
iiber das integrierte System erfassten Datensitze gemél Artikel 67 Absétze 3, 5 und 6
der Verordnung (EU) 2021/2116 vorzulegen.
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Osterreich wird gebeten, zusitzliche Informationen dariiber vorzulegen, ob und wie
neue Technologien fiir Nicht-IVKS-Kontrollen eingesetzt werden und ob ein
Flacheniiberwachungssystem fiir Félle hoherer Gewalt eingesetzt wird.

1.6.Plan mit Zielwerten

Osterreich wird ersucht, R.1 (Steigerung der Leistung durch Wissen und Innovation)
auch mit dem spezifischen Ziel 6 zu verkniipfen. Da R.28 (Umwelt- oder
Klimaleistung durch Wissen und Innovation) mit dem spezifischen Ziel 6 verkniipft
ist (und R.28 ein Teil von R.1) ist, sollte R.1 ebenfalls mit dem spezifischen Ziel 6
verkniipft werden.

Osterreich wird ersucht, einen Zielwert fiir R.2 (Verkniipfung von Beratung und
Systemen fiir den Wissenstransfer) aufzunehmen.

R.3 (Digitalisierung der Landwirtschaft) fehlt. Angesichts der Erfordernisse der
Digitalisierung der Landwirtschaft {iberrascht es, dass keine der geplanten
Interventionen auf diesen Bedarf eingeht. Osterreich wird gebeten, R.3 aufzunehmen
oder zu begriinden, warum dieser Indikator nicht verwendet wird.

Osterreich wird ersucht, den Plan mit Zielwerten an die Haushaltsjahre anzupassen.
Die  Ergebnisindikatoren  fiir =~ Direktzahlungen (R4  ,Kniipfung von
Einkommensstiitzung an Standards und gute fachliche Praxis®, R.6 ,,Umverteilung
auf kleinere landwirtschaftliche Betriebe®, R.7 ,,Ausweitung der Unterstiitzung fiir
Betriebe in Gebieten mit besonderen Erfordernissen und R.8 ,,Gezielte
Unterstiitzung von Betrieben in spezifischen Sektoren®) werden voraussichtlich den
Zeitraum von 2024 bis 2028 abdecken. Fiir die Entwicklung des landlichen Raums
wird ein Wert fiir 2028 erwartet (siche z. B. R.21 ,,Schutz der Wasserqualitét®).

R.8 (Gezielte Unterstiitzung von Betrieben in spezifischen Sektoren) ist mit dem
spezifischen Ziel 1 verkniipft. Osterreich sollte den Indikator auch mit dem
spezifischen Ziel 2 verkniipfen.

Der Zielwert fir R.10 (Bessere Organisation der Versorgungskette) muss durch
Einbeziehung der Interventionen 77-1 und 77-2 aktualisiert werden.

Osterreich wird ersucht, den hohen Zielwert fiir R.14 (Kohlenstoffspeicherung im
Boden und in Biomasse) (49,63 % gegeniiber 3,69 % fiir das Jahr 2019) zu
bestitigen.

In Bezug auf die Ergebnisindikatoren im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien
sollte Osterreich auch R.15 (Energie aus erneuerbaren Quellen der Land- und
Forstwirtschaft und anderen erneuerbaren Quellen) einbeziehen, und es konnte die
Festlegung eines ehrgeizigeren Zielwerts flir R.16 (Klimabezogene Investitionen) in
Erwigung ziehen.

R.16 (Klimabezogene Investitionen) Investitionen in die Bewdisserung sollten mit
R.26 (fiir die Verbesserung von Anlagen) oder R9 (fiir neue Bewisserungsanlagen)
anstatt mit R.16 verkniipft werden. Osterreich wird gebeten, dies im Plan
entsprechend anzupassen. Osterreich wird ersucht, eine Erhdhung der Zielfliche fiir
R.19 (Verbesserung der Bodenqualitit und Schutz der Bdden) im neuen
Programmplanungszeitraum in Erwidgung zu ziehen.
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Osterreich wird gebeten, die Verbindungen zu R.20 (Verbesserung der Luftqualitiit)
zu iiberpriifen. Bei einer der Interventionen (31-04 — Tierwohl — Weide) sind
GroBvieheinheiten (GVE) die MaBeinheit. R.20 ist ein flichenbezogener Indikator
und kann nicht mit Interventionen verkniipft werden, bei denen eine Zahlung je GVE
erfolgt. Der einschldgige Indikator ist R.13 (Verringerung der Emissionen im
Tierhaltungssektor).

Beim Indikator R.24 (Nachhaltiger und reduzierter Einsatz von Pestiziden) ist nicht
klar, warum die Unterstiitzung fiir den 6kologischen/biologischen Landbau nicht in
der Liste der fiir diesen Ergebnisindikator in Betracht kommenden Interventionen
aufgefiihrt ist. Osterreich wird um eine entsprechende Ergéinzung gebeten.

R.25 (Umweltleistung im Tierhaltungssektor) ist mit dem spezifischen Ziel 6
verkniipft. Der Indikator sollte auch mit dem spezifischen Ziel 5 verkniipft werden.

Bei R.26 (Investitionen in Bezug auf natlirliche Ressourcen) sollte der angegebene
Anteil der landwirtschaftlichen Betriebe, die eine produktive und nichtproduktive
Investitionsforderung im Zusammenhang mit der Pflege der natiirlichen Ressourcen
erhalten, deutlich erhoht werden.

Im Plan ist fiir R.29 (Ausbau des 6kologischen/biologischen Landbaus) ein Zielwert
von 22 % angegeben. Die GAP kann wesentlich dazu beitragen, das nationale Ziel in
Bezug auf die okologisch/biologisch bewirtschaftete landwirtschaftliche Fléache
(30 % bis 2027) zu erreichen. In diesem Zusammenhang erscheint der Zielwert von
22 % fiir R.29 zu niedrig. Osterreich wird ersucht, diesen Zielwert anzuheben oder zu
erlautern, wie das Ziel von 30 % durch nationale MalBnahmen erreicht werden soll.

In Anbetracht des hohen Anteils landwirtschaftlicher Lebensraume in Osterreich,
deren Erhaltungszustand ,,ungilinstig — unzureichend* (40 %) bzw. ,,ungiinstig —
schlecht (48 %) ist, sowie des signifikant geringen Anteils von
Landschaftselementen, die als im Umweltinteresse genutzte Fliche anerkannt sind,
wird Osterreich ersucht, den relativ niedrigen Wert des Ergebnisindikators R.31
(Erhaltung von Lebensrdumen und Arten) mit einem Zielwert von 21 % (wéhrend im
laufenden Programmplanungszeitraum fiir 87 % der landwirtschaftlichen Fliche
Verpflichtungen zur Verbesserung der biologischen Vielfalt eingegangen wurden) zu
erldutern und gegebenenfalls anzuheben.

R.42 (Forderung der sozialen Inklusion) fehlt. Es konnte jedoch sein, dass dieser
Indikator hinzugefiigt wird, sobald die lokalen Entwicklungsstrategien bekannt sind.
Osterreich wird gebeten zu erkliren, ob dem so ist.

R.43 (Beschrinkung des Einsatzes antimikrobieller Mittel) Angesichts der Tatsache,
dass Osterreich eine Unterstiitzung fiir den 6kologischen/biologischen Landbau
geplant hat, und des Ziels, den Einsatz von Antibiotika zu verringern, wird Osterreich
ersucht, den Indikator 43 hinzuzufiigen.

OPERATIVE BEWERTUNG

MaBnahmen zur Entwicklung des Ildndlichen Raums, die nicht unter die
Ausnahmeregelung nach Artikel 145 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne
fallen, miissen die in den geltenden Beihilfeinstrumenten festgelegten
Voraussetzungen fiir die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt erfiillen. Die
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wichtigsten  Beihilfeinstrumente  in  diesem  Zusammenhang sind  die
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft, die Rahmenregelung fiir
staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lédndlichen Gebieten, die
allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) und die De-minimis-
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013. Diese Unterstiitzung unterliegt den
Beihilfeverfahren fiir das vom Mitgliedstaat gewéhlte Beihilfeinstrument.

Allgemeine Anmerkungen zu staatlichen Beihilfen: Bei Interventionen, bei denen
Osterreich angibt, dass die Forderung mit der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
(allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung, AGVO) im Einklang steht, sollte
Osterreich sicherstellen, dass der forderfihige Begiinstigte (mit Ausnahme von
Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c AGVO) kein Unternehmen in Schwierigkeiten im
Sinne der Definition in Artikel 2 Nummer 18 AGVO ist.

Dariiber hinaus sollte Osterreich sicherstellen, dass die nach der AGVO gewiihrte
Beihilfe einen Anreizeffekt hat, d.h. dass der Begiinstigte einen schriftlichen
Beihilfeantrag gestellt hat, bevor mit der Durchfithrung des Vorhabens oder der
Tatigkeit begonnen wurde, wobei die einschldgigen Ausnahmen nach Artikel 6
Absatz 5 AGVO zu beriicksichtigen sind.

Da die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (Gruppenfreistellungsverordnung (GVO) fiir
die Landwirtschaft), die AGVO und die Rahmenregelung fiir staatliche Beihilfen im
Agrar- und Forstsektor und in ldndlichen Gebieten derzeit {iberarbeitet werden, wird
Osterreich aufgefordert, geeignete MaBnahmen zu ergreifen, um die bestehenden
Regelungen an die einschldgigen Vorschriften fiir staatliche Beihilfen anzupassen,
sobald diese verabschiedet wurden.

In Abschnitt4.7.3 des Plans muss fiir Tatigkeiten, die nicht in den
Anwendungsbereich von Artikel 42 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (AEUV) fallen, der Ausschluss von Unternehmen in
Schwierigkeiten oder von Unternehmen, fiir die eine Riickforderungsanordnung
aufgrund eines Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit
und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt noch anhdngig ist,
vorgesehen werden, auBler in den in den geltenden Beihilfevorschriften genannten
Fillen.

2.1. Zweckgebundenes Mindestbudget

Auf der Grundlage der in Abschnitt 5 des Plans bereitgestellten Daten ist ein Betrag,
der iiber dem in Anhang XII festgelegten Mindestbetrag liegt, Junglandwirten
vorbehalten. Fiir jede der beiden Interventionskategorien, die zu dieser
Zweckbindung beitragen, sollten die Betrdge, die als notwendig erachtet werden, um
die Mindestanforderungen fiir die Zweckbindung zu erfiillen, in der Ubersichtstabelle
des Finanzierungsplans (Abschnitt 6.1) klar angegeben werden. Diese Informationen
sollten als Grundlage fiir die Festsetzung der finanziellen Obergrenzen gemaif
Artikel 95 Absétze 4 und 5 der Verordnung liber die GAP-Strategiepldne dienen.

Osterreich sollte in seinem Plan sicherstellen, dass 15% der Kosten des
operationellen  Programms der Erzeugerorganisation fiir Umwelt- und
KlimaschutzmaBnahmen vorgesehen werden (Artikel 50 Absatz 7 Buchstabe a der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne). Der Plan enthdlt keine Zahlen, die
belegen, dass fiir Umwelt- und Klimaschutzmafinahmen tatséchlich 15 % vorgesehen
sind.
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Osterreich sollte sicherstellen, dass mindestens 2 % der Ausgaben im Rahmen der
operationellen Programme die Intervention im Zusammenhang mit dem Ziel gemal3
Artikel 46 Buchstabe d und Artikel 50 Absatz 7 Buchstabe ¢ der Verordnung iiber die
GAP-Strategieplédne abdecken.

Osterreich wird ersucht, eine Aufschliisselung der Finanzdaten zu den 5 % der
Ausgaben vorzulegen, die geméll Artikel 60 Absatz 4 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldane mindestens einer Mafinahme zugeordnet werden sollten, um die zum
Schutz der Umwelt und zur Anpassung an den Klimawandel verfolgten Ziele zu
erreichen. So konnte besser nachgewiesen werden, dass Osterreich dieser
Anforderung Rechnung getragen hat.

2.2. Gemeinsame Elemente fiir mehrere Interventionen
2.2.1. Definitionen und Mindestanforderungen

Osterreich wird ersucht, mehrere Kriterien in Bezug auf Definitionen und
Mindestanforderungen, die flir alle Interventionen gelten, zu korrigieren und zu
prézisieren, unter anderem in Bezug auf die Erhaltung landwirtschaftlicher Flichen,
Junglandwirte, Dauerkulturen, Kurzumtrieb und Niederwald, Dauergriinland und
Gefliigelauslaufflachen.

In Abschnitt4.1.7 sollte Osterreich anhand quantitativer und qualitativer
Informationen begriinden, wie die festgelegten Schwellenwerte die Verringerung des
Verwaltungsaufwands gewihrleisten und zum Ziel der ,,Forderung tragfdhiger
landwirtschaftlicher Einkommen* beitragen.

2.2.2. GAP-Netz

Osterreich wird ersucht, die Struktur und die Verwaltung des kiinftigen GAP-Netzes
anzugeben.

2.2.3. Koordinierung der EU-Mittel

Die Beschreibung in Abschnitt4.5 iiber Koordinierung, Abgrenzung und
Komplementaritét reicht nicht aus, um die in Artikel 110 Buchstabe d Ziffer v der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepline geforderte Ubersicht zu geben. Osterreich
wird ersucht, eine umfassende Beschreibung dazu vorzulegen, wie EU-Fonds und -
Initiativen in lidndlichen Gebieten mit dem Plan zusammenwirken und einen
konkreten Beitrag zu diesem leisten, auch bei der Deckung des ermittelten Bedarfs,
der nicht oder nur teilweise aus dem Plan finanziert wird. Zu diesen Fonds gehoren
insbesondere der Europdische Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE), der
Europdische Sozialfonds Plus (ESF+), die Aufbau- und Resilienzfazilitit, das
Programm ,,Digitales Europa®, die Fazilitdt ,,Connecting Europe* (CEF2 Digital), das
Programm fiir Umwelt- und Klimapolitik (LIFE) und Horizont Europa.

Osterreich wird ersucht, eine Beschreibung vorzulegen, wie die Partnerschaft fiir
nachhaltige Lebensmittelsysteme fiir Menschen, Planet und Klima durch die
Interventionen des Plans unterstiitzt wird.
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2.3. Interventionen und Ausgangsbedingungen
2.3.1. Konditionalitdt
GLOZ 2

109. Osterreich wird GLOZ 2 ab 2023 auf der Grundlage einschligiger Anforderungen
unter Beriicksichtigung kohlenstoffreicher Boden und einschlieBlich potenzieller
Lebensrdume umsetzen. Osterreich wird jedoch gebeten, den letzten Schritt der
Kartierung und die entsprechende Ebene im System zur Identifizierung
landwirtschaftlicher Parzellen (LPIS) néher zu erldutern.

GLOZ 4

110. Die Kommission stellt fest, dass fiir Pufferstreifen in der Regel die erforderliche
Mindestbreite von 3 m und in Ausnahmefillen weiterhin eine grofere Breite im
Einklang mit der Wasserrahmenrichtlinie gelten wird. Im derzeitigen
Programmplanungszeitraum scheint jedoch in allen Gebieten eine groflere Breite von
10-20 m angewendet zu werden. Osterreich wird gebeten, diese Anderung zu
erldutern, die eine Verringerung der Ambitionen zu sein scheint.

GLOZ5

111. Die GLOZ-Vorschriften konzentrieren sich auf Hanglagen (iiber 15 % Neigung),
einschlieBlich Dauerkulturen, die anhand einer Kartierung Anzeichen von Erosion
aufweisen. Auch wenn die Hangneigung ein Faktor ist, der im Rahmen der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne beriicksichtigt werden muss, ist sie nicht
der einzige Faktor, der sich auf die Bodenerosion auswirkt. Osterreich wird ersucht,
bei der Umsetzung der Bodenbearbeitungsverfahren andere Erosionsgefahren bei
Flichen mit weniger Neigung zu beriicksichtigen. Osterreich wird ferner gebeten,
Informationen dariiber vorzulegen, wie die zur Verhinderung der Bodenerosion
angewandten Verfahren von den Landwirten ausgewéhlt und durchgefiihrt werden.

GLOZ 6

112. Die von Osterreich vorgeschlagenen Arten der Bodenbedeckung sind relevant und
die festgelegten nichtproduktiven Zeiten konnen akzeptiert werden. Osterreich muss
jedoch alle Landtypen einschlieBlich Ackerland und Dauerkulturen schiitzen, und
dabei nicht nur die Hangneigung beriicksichtigen. Osterreich wird daher ersucht,
diesen GLOZ  entsprechend anzupassen, um  einen  umfassenderen
Anwendungsbereich von GLOZ 6 zu planen und insbesondere eine Abdeckung fiir
alle Ackerfldchen sicherzustellen.

GLOZ7

113. Osterreich  hat die Fruchtfolge nur fiir bestimmte Kulturen und die
Anbaudiversifizierung als zusdtzliche Vorschrift, die fiir das gesamte Hoheitsgebiet
gilt, eingefiihrt, was nicht im Einklang mit der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepline steht. Osterreich wird aufgefordert, die Anforderungen im Rahmen der
Fruchtfolge zu verstirken und zu verbessern und sicherzustellen, dass sie im
entsprechenden Feld des Systems fiir die Fondsverwaltung in der Europiischen
Union (SFC) aufgefiihrt sind. Da die Liste der Kulturen, fiir die dieser GLOZ-
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Standard gilt, zu kurz ist, sind weitere Begriindungen fiir die Auswahl der
betreffenden Kulturen sowie die beschlossenen Ausnahmen erforderlich.

Die vorgeschlagene Ausnahme von bestimmten Anteilen der Fliche eines Betriebs
im Rahmen dieses GLOZ-Standards verringert das Potenzial der Fruchtfolge, und
Ausnahmeregelungen fiir Betriebe mit weniger als 20 Hektar Ackerland stehen nicht
im Einklang mit der Verordnung iiber die GAP-Strategieplédne, die eine solche
Ausnahme nicht vorsieht.

Dieser Standard betrifft hauptsidchlich die Anbaudiversifizierung, die geringere
Auswirkungen auf die Bodenfruchtbarkeit und die biologische Vielfalt des Bodens
hat als lange Fruchtfolgen. Osterreich wird ersucht, die Anforderungen von GLOZ 7
zu liberarbeiten, um eine Abfolge mehrerer Kulturen auf einer groferen Fliche zu
fordern.

GLOZ 8

Osterreich wird gebeten, Angaben zu den Merkmalen der ausgewihlten
Landschaftselemente zu machen, gegebenenfalls einschlieBlich der Mindest-
/maximalen Gréfe sowie der Umrechnungs- und Gewichtungsfaktoren. Durch
Gewichtungsfaktoren wird der Beitrag der forderfihigen Elemente zum GLOZ-Ziel
erfasst. Die Kommission hilt es fiir notwendig, Gewichtungskoeffizienten
festzulegen, da die Auswirkungen der verschiedenen Landschaftselemente und
nichtproduktiven Flachen (etwa Hecken, isolierte Bdumen oder Grében) auf die
biologische Vielfalt sehr unterschiedlich sein konnen. Dariiber hinaus bedauern wir,
dass die Verwendung von Pestiziden auf jdhrlichen Brachflichen ab dem Zeitpunkt
der Umstellung zugelassen ist, und fordern Osterreich auf, nur die Umstellung durch
mechanische oder thermische Verfahren zuzulassen.

GLOZ9

Die Kommission mdchte Osterreich daran erinnern, dass gemiB Anhang III der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne das Umpfliigen umweltsensiblen Griinlands
verboten ist, wihrend Osterreich die Moglichkeit des Umpfliigens von bis zu 3 Ar
umweltsensiblem Griinland einfiihrt. Obwohl es sich um eine relativ kleine Flache
handelt, ist die Kommission der Auffassung, dass umweltsensibles Griinland im
Rahmen der GAP bestmdglich geschiitzt werden sollte, und Osterreich wird
aufgefordert, diesen GLOZ-Standard an die rechtlichen Anforderungen anzupassen.

2.3.2. Bewertung nach Interventionskategorie oder Intervention, falls
erforderlich

2.3.2.1.Fiir direkte Einkommensstiitzung

2.3.2.1.1. Einkommensgrundstiitzung fiir Nachhaltigkeit (Artikel 21-28
der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne, Abschnitt5 des
Plans)

Die Begriindung fiir die unterschiedliche Unterstiitzung von verschiedenen Gruppen
von Gebieten erkldrt, warum eine Differenzierung erforderlich ist, ermdglicht es
jedoch nicht, zu beurteilen, ob die angegebenen Einheitsbetrige verhdltnismaBig zum
Bedarf sind. Osterreich wird ersucht, die Begriindung zu erginzen.

19



119.

120.

121.

122.

123.

124.

125.

Osterreich wird auch gebeten, den Einheitsbetrag besser zu begriinden. Der geplante
Einheitsbetrag sollte in erster Linie auf der Grundlage der Analyse des
Einkommensbedarfs begriindet werden.

Osterreich  wird ersucht, die Abweichung des Einheitsbetrags fiir die
Einkommensgrundstiitzung fiir Nachhaltigkeit zu tiberdenken. Die Abweichungssitze
scheinen sehr hoch und sind nicht ausreichend begriindet. Die Begriindung des
Einheitsbetrags einerseits und der Mindest- und Hochstbetrdge je Einheit andererseits
sollte verkniipft werden. Diese Begriindungen sollten fiir jede Gruppe von Gebieten
in erster Linie auf Daten gestlitzt werden, die sich auf den Bedarf beziehen, dem die
jeweiligen Interventionen gerecht werden sollen. Unsicherheitsfaktoren, die
bedeuten, dass Mittel moglicherweise nicht eingesetzt werden, konnen hinzugefiigt
werden, um die Abweichung zu rechtfertigen. Diese Elemente miissen jedoch auch
erlautert und nach Moglichkeit auf Daten gestiitzt werden, z. B. in Bezug auf friihere
Erfahrungen mit einem Minderverbrauch.

2.3.2.1.2. Ergénzende Umverteilungseinkommensstiitzung fiir
Nachhaltigkeit (Artikel 29 der Verordnung iiber die GAP-
Strategieplidne, Abschnitt 5 des Plans)

Erginzend zu den Anmerkungen unter Abschnitt 1.1.1 wird Osterreich ersucht, die
Abweichung des Einheitsbetrags fiir die erginzende
Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit zu {iberdenken. Der
Abweichungssatz scheint sehr hoch und wird nicht ausreichend begriindet. Die
vorstehenden Erlduterungen der Kommission zur Abweichung des Einheitsbetrags in
Bezug auf die Einkommensgrundstiitzung fiir Nachhaltigkeit gelten auch fiir die
ergdnzende Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit.

Osterreich wird ersucht, dafiir zu sorgen, dass die verschiedenen im Rahmen der
ergdnzenden Umverteilungseinkommensstiitzung fiir Nachhaltigkeit festgelegten
Schwellenwerte dem Umverteilungsbedarf in ausreichendem Maf3e gerecht werden,
und dies zu belegen.

2.3.2.1.3. Ergénzende Einkommensstiitzung fiir Junglandwirte (Artikel 30
der Verordnung iiber die GAP-Strategiepline, Abschnitt5 des
Plans)

Osterreich wird ersucht, die Anforderung der ,,ersten Niederlassung* zu prizisieren.

Osterreich wird gebeten zu erliutern, ob und wie diese Intervention mit dem
entsprechenden Absatz des Anhangs2 des WTO-Ubereinkommens iiber die
Landwirtschaft gemidB3 Anhang Il der Verordnung iiber die GAP-Strategiepléne
(Absatz 6 bzw. Absatz5, je nachdem, ob die Zahlung Osterreichs fiir die
Einkommensgrundstiitzung fiir Nachhaltigkeit auf Zahlungsanspriichen beruht oder
nicht) im Einklang steht.

2.3.2.1.4.Oko-Regelungen (Artikel 31 der Verordnung iiber die GAP-
Strategieplidne, Abschnitt 5 des Plans)

Osterreich wird ersucht, die Oko-Regelungen zu 4ndern und weitere Elemente
durchzusetzen: Die kurze Mindestdauer fiir V1 im Rahmen der Oko-Regelung 31-01
wird als nicht ausreichend angesehen, um einen erheblichen Nutzen fiir die Umwelt
zu erzielen. Osterreich wird gebeten, weitere Erliuterungen zum Umweltnutzen
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vorzulegen, den Zeitraum fiir V1 zu verldngern oder die vorgeschlagene Primie zu
kiirzen.

Im Rahmen der Oko-Regelung 31-02 wird die Mindestdauer von 35 Tagen fiir
Zwischenfriichte als zu kurz betrachtet, um einen Nutzen fiir die Umwelt zu erzielen,
insbesondere wenn der spitestmogliche Termin fiir die Aussaat (15.10.)
wahrgenommen wird. Die mechanische Bewirtschaftung wie Mulchen sollte bei iiber
den Winter bestehen bleibenden Zwischenfriichten mindestens bis Ende Januar (statt
Ende Oktober) verboten sein. Im Rahmen der Oko-Regelung 31-03 muss ein Verbot
der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln festgelegt werden, wie dies auch bei
anderen Regelungen der Fall ist.

Der zusitzliche Beitrag sowohl der Oko-Regelung31-01 als auch der Oko-
Regelung 31-02 sollte in Bezug auf den Output (erwartete Hektarzahl) im Verhiltnis
zum potenziellen Bedarf an Griinbedeckung (auf der Grundlage der derzeitigen
Situation) besser erliutert werden. Osterreich wird gebeten zu erliutern, wie sich die
Oko-Regelung 31-02  (Anforderung von mindestens 85% Abdeckung auf
Betriebsebene) auf den derzeitigen prozentualen Erfassungsgrad in Osterreich je nach
Bewirtschaftungssystem auswirken wird und ob es eine mogliche Uberschneidung
mit GLOZ 6 gibt.

Was das Risiko einer Doppelfinanzierung von Verpflichtungen im Rahmen der Oko-
Regelung 31-03 und der Intervention 70-10 ,,Insektizidverzicht* betrifft, so scheint es
eine mogliche Uberschneidung bei Finanzhilfen zur biologischen Bekimpfung zu
geben. Osterreich wird gebeten, nihere Angaben zur Berechnung der Primie und zur
Reduzierung der Prdmien um 50 %, wie im Plan vorgesehen, zu machen.

Osterreich  verbindet Oko-Regelung 31-03 mit R.12 (Anpassung an den
Klimawandel), R.14 (Kohlenstoffspeicherung im Boden und in Biomasse), R.19
(Verbesserung und Schutz der Bodenqualitit) und R.21 (Schutz der Wasserqualitt).
Der einzige Zusammenhang, der gerechtfertigt erscheint, ist der Zusammenhang
zwischen der Oko-Regelung 31-03 und R.19. Osterreich wird gebeten, den
Zusammenhang mit den anderen Ergebnisindikatoren zu erkléren oder diesen
Verweis zu korrigieren.

Der Zweck der Oko-Regelung 31-04 , Tierwohl — Weide* ist im Zusammenhang mit
dem Tierwohl und der Verringerung der Ammoniakemissionen zu begriilen. Einige
Anforderungen miissen jedoch verschirft oder besser begriindet werden. Osterreich
wird ersucht, den Mindestzeitraum von 120 Tagen im Verhéltnis zur {iiblichen
Weidezeit auf Almen zu begriinden oder zu iiberarbeiten und die Einfiihrung einer
maximalen Besatzdichte in Erwigung zu ziehen, um Uberweidung und nicht
nachhaltige Nahrstoffeintrige zu vermeiden.

Was die Auswahl der Ergebnisindikatoren betrifft, so ist die Regelung nicht
gebietsbezogen, sodass die Verkniipfung mit R.20 (Verbesserung der Luftqualitit)
gestrichen werden muss. Diese Oko-Regelung fordert die Weidehaltung im Freien,
sodass der Zusammenhang mit R.44 (Verbesserung des Tierwohls) gerechtfertigt ist.
Es gibt jedoch keine anderen Anforderungen als eine Mindestanzahl von Weidetagen
im Freien (z.B. keine maximale Besatzdichte), die eine Verkniipfung mit R.13
(Verringerung der Emissionen im Tierhaltungssektor) rechtfertigen wiirden.
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2.3.2.1.5. Gekoppelte Einkommensstiitzung (Artikel 32-35 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne, Abschnitt 5 des Plans)

Osterreich wird ersucht, die Interventionen zur gekoppelten Einkommensstiitzung in
den einschldgigen Abschnitten des Plans kohidrenter und einheitlich zu begriinden
(d. h. als Grundlage die Schwierigkeiten der forderfahigen Sektoren anzugeben,
namlich der Sektoren Rindfleisch sowie Schaf- und Ziegenfleisch).

Die Schwierigkeiten der betreffenden Sektoren werden mit der abnehmenden Zahl
von Tieren, die auf Almen weiden, gerechtfertigt. Weitere Elemente, die diese
Begriindung untermauern wiirden, konnten gegebenenfalls ein abnehmendes
Betriebsergebnis/geringe Rentabilitdt, Einkommensvolatilitdt oder eine Erhohung der
Betriebsmittelkosten sein (wobei all diese Elemente durch statistische Nachweise
belegt werden miissen).

Die Ermittlung der Schwierigkeit liegt nach wie vor im Ermessen der Mitgliedstaaten
(z. B. konnte sie auf der Ebene eines Sektors als Ganzes ermittelt werden, wobei nur
ein bestimmter Teil dieses Sektors, d. h. Weidetiere auf Almen, betroffen ist).

Osterreich wird ersucht, das Ziel der gekoppelten Einkommensstiitzung weiter zu
erliutern, um aufzuzeigen, wie diese Interventionen dazu beitragen werden, die
Schwierigkeiten der unterstiitzten Sektoren und Erzeugungen oder spezifischen
Landwirtschaftsformen darin durch Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit, Qualitit
und/oder Nachhaltigkeit anzugehen. Der Grundgedanke besteht darin, ldngerfristig
Verbesserungen in einer oder mehreren der drei oben genannten Dimensionen
herbeizufiihren (z. B. durch Anreize fiir Rassen mit hoherem Fleischertrag, die
Ausrichtung auf Qualititsregelungen oder die Ausrichtung auf extensive
Produktionssysteme mit bis zu 1,4 GVE/ha).

Um Schwierigkeiten effizient zu bewailtigen und die Wettbewerbsfahigkeit und
Nachhaltigkeit des Sektors zu verbessern und zu vermeiden, dass die
vorgeschlagenen Interventionen zur gekoppelten Einkommensstiitzung zu einer
Verschlechterung der Umwelt- und Klimasituation fiihren (z. B. infolge der
Intensivierung der Tierhaltung), wird Osterreich aufgefordert, das Zusammenspiel
zwischen der gekoppelten Einkommensstiitzung und anderen Forderentscheidungen
im Rahmen des Plans zu kldren und gegebenenfalls die Ausrichtung der
Interventionen zur gekoppelten Einkommensstiitzung zu verbessern (z. B.
Fordervoraussetzungen fiir bestimmte Landwirtschaftsformen innerhalb eines Sektors
und gekoppelte Einkommensstiitzung, die an die wunterschiedlichen lokalen
Gegebenheiten angepasst ist).

Osterreich wird insbesondere gebeten, klarzustellen, ob Beihilfevoraussetzungen in
Bezug auf die Anzahl der GVE/ha gelten, um sicherzustellen, dass extensive
Beweidung gefordert wird, und diese gegebenenfalls in den entsprechenden
Abschnitt aufzunehmen.

Das Ziel der Aufrechterhaltung der Almweiden kénnte auch durch hhere Zahlungen
fiir die Einkommensgrundstiitzung fiir Nachhaltigkeit fiir Almen erreicht werden
(z. B. durch die Beibehaltung der diesem spezifischen Gebiet zugewiesenen Mittel
fir die gekoppelte Einkommensstiitzung in der Einkommensgrundstiitzung fiir
Nachhaltigkeit — dies wiirde auch eine Moglichkeit der Verwaltungsvereinfachung
bieten, da hier keine gekoppelten Zahlungen erfolgen wiirden).
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Der Einheitsbetrag und Abweichungen davon sind vor dem Hintergrund des
Einkommensbedarfs der Zielsektoren und des Ziels der Interventionen zur
gekoppelten Einkommensstiitzung weiter zu klaren (d. h. was ist der Grund fiir die
angenommene Streuung von 10 % — gegebenenfalls sollte auch das Risiko nicht
verwendeter Mittel begriindet werden).

Es sei darauf hingewiesen, dass die Interventionen zur gekoppelten
Einkommensstlitzung neben den Ergebnisindikatoren R.4  (Kniipfung von
Einkommensstiitzung an Standards und gute fachliche Praxis) und R.8 (Gezielte
Unterstlitzung von landwirtschaftlichen Betrieben in spezifischen Sektoren) auch mit
R.6 (Umverteilung auf kleinere landwirtschaftliche Betriebe) und R.7 (Ausweitung
der Unterstiitzung fiir Betriebe in Gebieten mit besonderen Erfordernissen) verkniipft
werden konnten.

Osterreich wird ersucht, in Erwiigung zu ziehen, alle Interventionen zur gekoppelten
Einkommensstiitzung in  einer einzigen Intervention mit verschiedenen
Einheitsbetrigen zusammenzufassen, da die zugrunde liegende Logik identisch ist.

2.3.2.2. Fiir sektorspezifische Interventionen

2.3.2.2.1. Obst und Gemiise

Osterreich wird ersucht, die Verkniipfung mit dem spezifischen Ziel 3 und dem
Querschnittsziel zu iiberdenken, um die Kohérenz aller Ergebnisindikatoren bei allen
Interventionen mit der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne zu gewahrleisten.

Osterreich wird gebeten zu erldutern, warum der Zielwert von R.11 (Biindelung des
Angebots) (20,6 %) deutlich niedriger ist als derzeit (35 % im Jahr 2019).

Osterreich wird ersucht, zu iiberpriifen, wie alle in der Verordnung (EU) 2022/126
festgelegten  zusétzlichen  Anforderungen, z.B. der Prozentsatz  fiir
Mindestwassereinsparungen (Artikel 11 Absatz4 Buchstabea der Verordnung
(EU) 2022/126), zu erfiillen sind, und dies im Plan richtig zu beschreiben.

Osterreich wird ersucht, Kapitel 6 LHATt der
Zahlung/Fordersétze/Forderbetrage/Berechnungsmethoden™ zu erginzen, da dieses
Kapitel die in Artikel 52 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne beschriebenen
Elemente enthalten sollte.

In Bezug auf das Kapitel zur WTO reicht es nicht aus, auf die Einhaltung des
einschliigigen Absatzes 12 von Anhang?2 des WTO-Ubereinkommens iiber die
Landwirtschaft hinzuweisen. Osterreich wird ersucht, einen kurzen Absatz
hinzuzufiigen, in dem erldutert wird, wie diese Einhaltung sichergestellt wird,
insbesondere in Bezug auf Absatz 12 ,,Anforderung zur Begrenzung der Zahlungen
auf entstandene Kosten oder Einkommensverluste®.

Osterreich sollte sicherstellen, dass die operationellen Programme drei oder mehr
MafBnahmen (80 % der Mitglieder der Erzeugerorganisation) im Zusammenhang mit
den Zielen gemdll Artikel 46 Buchstaben e und f der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne umfassen (Artikel 50 Absatz 7 Buchstabe b der Verordnung iiber die
GAP-Strategiepléne).
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148.

149.

150.

151.

152.

153.

Osterreich  sollte sicherstellen, dass die Interventionen im Rahmen der
Interventionskategorien gemil3 Artikel 47 Absatz 2 Buchstaben f, g und h der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepline ein Drittel der Gesamtausgaben im Rahmen
der operationellen Programme nicht libersteigen (Artikel 50 Absatz 7 Buchstabe d der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepline).

Osterreich wird ersucht, zur Kenntnis zu nehmen, dass gemiB Artikel 156 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne die Summe aller in einem bestimmten
Haushaltsjahr fiir einen Sektor geleisteten Zahlungen — unabhéngig davon, fiir
welches Programm und auf welcher Rechtsgrundlage sie stattgefunden haben — die
Mittelzuweisungen gemal3 Artikel 88 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne
fiir das betreffende Haushaltsjahr fiir diesen Sektor nicht iibersteigen darf.

Fiir die Interventionskategorien in bestimmten Sektoren gemél Artikel 42 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne werden Ausgaben, die im Jahr 2023 oder in
den folgenden Haushaltsjahren im Zusammenhang mit MaBBnahmen getétigt werden,
die im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 fiir diese Sektoren durchgefiihrt
werden, nicht in die indikativen jéhrlichen Mittelzuweisungen geméfl Abschnitt 5
oder in die Ubersichtstabelle Finanzen in Abschnitt 6 des Plans aufgenommen.

2.3.2.2.2. Bienenzucht

Osterreich wird ersucht, die indikativen jdhrlichen Mittelzuweisungen unter
Abschnitt 5 SFC an die geplanten Betrdge in der Ubersichtstabelle Finanzen unter
Abschnitt 6 SFC anzupassen, da sie kohdrent sein miissen.

Osterreich wird ersucht, in Abschnitt 3.5.2 eine zuverldssige Methode zur
Bestimmung der Anzahl der Bienenstocke, die in dem Gebiet gemall Artikel 37 der
Verordnung (EU) 2022/126 zwischen dem 1. September und dem 31. Dezember fiir
die Winterruhe bereit sind, zu beschreiben; eine Analyse des Sektors, die zu dem
ermittelten Bedarf fiihrt, und eine Begriindung der Interventionen in Abschnitt 3.5.2
anzufiigen; zu erldutern, wie die sektoralen Interventionen zu den entsprechenden
spezifischen Zielen beitragen; in Abschnitt 5 ,Spezifische Ausgestaltung,
Anforderungen und Fordervoraussetzungen der Intervention® zu erldutern, wie die
beschriebenen Interventionen zu den sektoralen und den spezifischen Zielen
beitragen; die Beschreibung der Interventionen und forderfahigen Ausgaben durch
eine umfassendere Erlduterung der Intervention und der unterstiitzten Maflnahmen zu
verbessern, einschlieBlich einiger Beispiele forderfahiger Ausgaben, die iiber die
genannten ,,Personal- und Sachkosten sowie Investitionskosten hinausgehen; klar zu
beschreiben, wie die geplanten Einheitsbetrdge ermittelt wurden und worauf sie sich
im Verhiltnis zu den Outputs beziehen, wobei Wiederholungen zu vermeiden sind,
und klarzustellen, worin die geplanten Outputs bestehen (die Verkniipfung zu den
Informationen in Abschnitt 6 , ,Fordersitze/Forderbetrage sollte deutlich sein);
sicherzustellen, dass Unterstiitzung fiir forderfahige Ausgaben im Einklang mit den
Bestimmungen der einschldgigen Verordnungen, insbesondere der Verordnung
(EU) 2022/126, gewidhrt wird; und eine klare Abgrenzung zu den aus dem
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums
(ELER) finanzierten Interventionen sicherzustellen.

Osterreich wird ersucht, dafiir zu sorgen, dass bei der indikativen Mittelzuweisung
fiir 2023 alle geplanten Ausgaben fiir die Durchfiihrung von Maflnahmen im Rahmen
des nationalen Imkereiprogramms 2020-2022 wéhrend des Verldngerungszeitraums
vom 1. August bis 31. Dezember 2022 beriicksichtigt werden, und die Angaben in
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155.

156.

157.

158.

159.

160.

Tabelle 5.2.10 fiir jede Intervention und die sektorspezifische Tabelle unter 6.2.2 zu
iiberarbeiten, um die 6ffentlichen Gesamtausgaben fiir die geplanten Einheitsbetrige
und die indikativen Mittelzuweisungen in die aktualisierten SFC-Tabellen
aufzunehmen.

2.3.2.2.3. Wein

In Bezug auf die Intervention ,Absatzforderung” sollte Osterreich die
Fordervoraussetzungen flir Offentliche Einrichtungen klarstellen und an die
Anforderungen des Artikels 40 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/126
anpassen. In Bezug auf die Intervention ,,Umstrukturierung und Umstellung® sollte
klargestellt werden, ob Osterreich beabsichtigt, auch die Wiederbepflanzung von
Rebfldachen nach der obligatorischen Rodung aus pflanzengesundheitlichen Griinden
gemal Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne zu finanzieren; in diesem Fall ist Artikel 41 der Verordnung
(EU) 2022/126 einzuhalten.

Osterreich wird ersucht, die Intervention 58-02 auch mit dem Ergebnisindikator R.39
(Entwicklung der landlichen Wirtschaft) zu verkniipfen.

2.3.2.3.Fiir die Entwicklung des lindlichen Raums

2.3.2.3.1. Allgemeine  Bemerkungen fiir alle Interventionen zur
Entwicklung des ldndlichen Raums

Osterreich wird ersucht, eine Revisionsklausel gemiB Artikel 70 Absatz 7 der
Verordnung {iber die GAP-Strategieplédne in Abschnitt 4.7 Buchstabe ¢ (Elemente,
die mehreren Interventionen gemein sind) fiir alle einschldgigen Interventionen
gemdll Artikel 70 der Verordnung tiber die GAP-Strategiepline (einschlieflich
okologischer/biologischer Landbau, Tierwohl) oder fiir jede Intervention gemail3
Artikel 70 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepléne in Abschnitt 5 aufzunehmen.

Osterreich wird ersucht, die Laufzeit der Verpflichtungen gemiB Artikel 70 Absatz 6
der Verordnung iiber die GAP-Strategieplédne anzupassen oder eine ausfiihrliche
Begriindung dafiir vorzulegen, warum durch kiirzere Verpflichtungen ausreichende
Vorteile fiir die Umwelt erzielt werden.

Die Bescheinigung der Berechnung der Zahlungen geméal Artikel 82 der Verordnung
iiber die GAP-Strategieplédne ist dem Plan als Anhang beizufiigen.

Osterreich sollte die Anwendung der Modulation bei den Zahlungen fiir
Agrarumwelt- und Klimaverpflichtungen unter Beriicksichtigung der Tatsache, dass
die Pradmien auf der Grundlage der entstandenen Kosten und Einkommensverluste
berechnet wurden, liberdenken und sicherstellen, dass die festgelegten umwelt- und
klimabezogenen Ziele durch eine hohe Beteiligung an diesen Interventionen erreicht
werden.

Fiir bestimmte Interventionen gemill Artikel 70 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne und die Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 (Artikel 72 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepline) wird Osterreich aufgefordert, die
Tabellen 12 und 13 zu iiberarbeiten, da ein durchschnittlicher Einheitsbetrag fiir eine
betrachtliche Anzahl unterschiedlicher Verpflichtungen mit unterschiedlichen
Pramien nicht gerechtfertigt erscheint. Es konnte eine thematische Gruppierung von
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161.

162.

163

164.

165.

166.

167.

Einheitsbetrdgen in Verbindung mit den entsprechenden Ergebnisindikatoren ins
Auge gefasst werden.

Einige der angegebenen maximalen Einheitsbetrdge erscheinen im Vergleich zum
durchschnittlichen Einheitsbetrag zu hoch und miissen iiberpriift werden.

Gemél Artikel 70 Absatz 8 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne muss fiir
Agrarumwelt- und Klimaverpflichtungen oder fiir Verpflichtungen zur Umstellung
auf oder Beibehaltung von landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsverfahren und -
methoden des 0Okologischen/biologischen Landbaus im Sinne der Verordnung
(EU) 2018/848 eine Zahlung pro Hektar festgesetzt werden. Bei einigen
Interventionen wird jedoch auf Zahlungen fiir unterschiedliche Einheiten
zuriickgegriffen, wihrend die Outputindikatoren weiterhin auf Hektar lauten. Eine
Umrechnungsmatrix von Euro/andere Einheit in Euro/ha sollte in den Abschnitt iiber
die Bandbreite der Unterstiitzung auf Ebene der Begiinstigten aufgenommen werden.

2.3.2.3.2. Bewirtschaftungsverpflichtungen (Artikel 70 der Verordnung
iiber die GAP-Strategiepldne, Abschnitt 5 des Plans)

70-01 Umweltgerechte und biodiversititsfordernde Bewirtschaftung [UBB]

. Die Intervention umfasst Zahlungen fiir Landschaftselemente und Zahlungen fiir

landwirtschaftliche Betriebe (fiir Monitoring). Es sei darauf hingewiesen, dass die
Mitgliedstaaten gemél Artikel 70 Absatz 8 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne Zahlungen pro Hektar festlegen miissen (in hinreichend begriindeten
Fillen kann die Unterstiitzung als Pauschalbetrag gewihrt werden).

70-02 — Biologische Wirtschaftsweise

Die Verkniipfung der Intervention mit den Ergebnisindikatoren ist gerechtfertigt und
folgt weitgehend den Empfehlungen. Was den Ergebnisindikator R.34 (Erhaltung von
Landschaftselementen) betrifft, so ist davon auszugehen, dass er mit einer
zusitzlichen Option verkniipft ist, die im Rahmen der Intervention ,,Biologische
Wirtschaftsweise® ausgewidhlt werden kann. Er sollte nur fiir Finanzhilfen an
Begiinstigte gezéhlt werden, die diese Optionen tatsdchlich aufnehmen. Falls die
Unterstiitzung landwirtschaftlicher Systeme auch die Tierhaltung betrifft, sind auch
die Indikatoren R.43 (Beschrinkung des Einsatzes antimikrobieller Mittel) und R.44
(Verbesserung des Tierwohls) relevant.

Es sollte dargelegt werden, wie die Forderung der biologischen Wirtschaftsweise mit
anderen Agrarumwelt- und Klimaverpflichtungen geméf Artikel 70 der Verordnung
iiber die GAP-Strategiepline und den besonderen Bestimmungen zur Vermeidung
einer Doppelfinanzierung von Teilen der Verpflichtungen in Einklang gebracht
werden kann.

Osterreich sollte erldutern, warum der geforderte Bereich (0.17) im Jahr 2027 nach
einem stetigen Anstieg in den Vorjahren zuriickgehen wird und wie sich dies auf die
Ziele fiir Osterreich auswirken wird.

70-03 Einschrinkung ertragssteigernder Betriebsmittel

Osterreich sollte erldutern, ob bei der fiir die gesamte landwirtschaftliche Fliche des
Betriebs geltenden Hochstmenge an Stickstoff von 170 kg N/ha auch organischer
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168.

169.

170.

171.

172

173

174.

175.

176.

Diinger von auBlerhalb des Betriebs, Kompost gemil3 der Verordnung (EU) 2018/848
und Biogasgiille beriicksichtigt werden.

Das Verbot von Vereinbarungen iiber die Entgegennahme von Diingemitteln, z. B.
bei Ausbringung von betriebsfremden organischem Diinger, sollte prézisiert werden.

Osterreich wird gebeten, die Beschreibung des Zusammenhangs zwischen den
Anforderungen im Rahmen der Grundanforderungen an die Betriebsfiihrung (GAB) 2
und der Intervention zu verbessern, um das Ambitionsniveau nachzuweisen, und
klarzustellen, ob die Intervention auch auf nitratbelastete Gebiete (gefdhrdete
Gebiete) anwendbar ist, da offenbar kein Ausschluss/keine Begrenzung dieser
Intervention in nitratbelasteten Gebieten vorgesehen ist.

Da die Intervention keine Beschrinkungen fiir die Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln bei Reben, Obstbdumen und Hopfen enthélt, sollte erldutert
werden, ob diese Intervention mit den Interventionen 70-9 und 70-10 kombiniert
werden kann.

Diese Intervention sollte sich auch auf den Ergebnisindikator R.20 (Verbesserung der
Luftqualitidt) und den Bedarf B21 (Verringerung von Luftschadstoffen aus der
Landwirtschaft) beziehen, da der Einsatz von Diingemitteln auch mit
Ammoniakemissionen verkniipft ist (indirekter Nutzen). Osterreich wird gebeten,
Informationen {iber den ab 2026 riickldufigen Flichen-Outputindikator und die
Stagnation in den Jahren 2023-2025 vorzulegen.

70-04 Heuwirtschaft

. Diese Mallnahme sollte verstarkt werden, um ehrgeizigere Umweltziele zu erreichen,

da nationale Bewertungsstudien gezeigt haben, dass die positiven Auswirkungen
dieser MaBBnahmen auf die biologische Vielfalt sehr eingeschrénkt sind.

70-08 Bodennahe Ausbringung fliissiger Wirtschaftsdiinger und Giilleseparation

. In der allgemeinen Beschreibung des Interventionskonzepts wird erwdhnt, dass neben

einer Verringerung der Ammoniakemissionen auch eine Verringerung der
Treibhausgasemissionen durch diese Intervention erfolgen wiirde. Osterreich sollte
klarstellen, wie die Treibhausgasemissionen reduziert werden sollen, um die
Verkniipfung zwischen dieser Intervention und dem Ergebnisindikator R.14
(Kohlenstoffspeicherung im Boden und in Biomasse) zu stirken.

Je nach Verfahren kann es erforderlich sein, auch Fliissigdiinger einzusetzen. Da im
nationalen Nitrataktionsprogramm die Zeitrdume fiir die Einarbeitung in den Boden
festgelegt sind, sollte gekldrt werden, ob die Berechnung der Primie fiir diese
Verfahren die Kosten fiir die Einarbeitung in den Boden umfassen.

Die Intervention sollte durch zusitzliche Bedingungen in Bezug auf die
emissionsarme Lagerung/Bewirtschaftung von Diingemitteln und die rasche
Einarbeitung anderer Diingemittel als Giille ergénzt werden.

70-11 Einsatz von Niitzlingen im geschiitzten Anbau

Die Kommission begrii3t den Ansatz, den Einsatz von Pestiziden zu verringern,
mochte jedoch betonen, dass sichergestellt werden muss, dass natiirliche Feinde keine
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invasiven Arten sind oder bei ihrer Freisetzung weitere Umweltprobleme
verursachen.

70-12 Almbewirtschaftung

177. Osterreich sollte die Mdglichkeit in Erwigung ziehen, neben der Aufstockung des
Naturschutzes das niedrigschwellige Eintrittserfordernis eines Weideplans
einzufiihren, um die Weidewirtschaft auf Almen weiter zu verbessern.

178. Osterreich wird ersucht, weitere Informationen iiber die Besatzdichte vorzulegen, um
sicherzustellen, dass Uberweidung vermieden wird.

70-13 Tierwohl — Behirtung

179. Angesichts der derzeitigen Entwicklung der Wolfspopulationen in Osterreich und den
Nachbarlédndern miissen die Anforderungen unter ,,Option Behirtungszuschlag™ mit
Sicherheit noch genauer beschrieben werden. Osterreich wird daher ersucht, weitere
Informationen dariiber vorzulegen, wie der Notwendigkeit, die Tiere vor Raubtieren
zu schiitzen, angemessen Rechnung getragen werden kann.

70-15 Humuserhalt und Bodenschutz auf umbruchsfihigem Griinland

180. Osterreich wird ersucht, diese Intervention auf umbruchsfihigem Griinland zu
iiberarbeiten, um sie effizienter zu gestalten, indem beispielsweise die Zielregion
erweitert oder die Forderkriterien in Bezug auf die Hangneigung weggelassen
werden.

70-16 Naturschutz

181. Osterreich wird gebeten klarzustellen, ob die vorgeschlagene Aufstockung nur fiir
geschiitzte Lebensrdume in Natura-2000-Gebieten oder auch fiir solche auBerhalb
von Natura-2000-Gebieten gilt.

182. Osterreich wird gebeten nachzuweisen, dass die vorgeschlagene Aufstockung einen
hinreichend attraktiven Anreiz fiir die Bewirtschaftung geschiitzter Lebensraume wie
Heuwiesen darstellt, auch wenn diese in Regionen mit hohem Intensivierungsdruck
liegen (z. B. Flachland mit Milcherzeugung).

183. Die Kommission erinnert daran, dass die Mitgliedstaaten gemal3 Artikel 70 Absatz 8
der Verordnung tliber die GAP-Strategieplane Zahlungen pro Hektar festlegen miissen
(in hinreichend begriindeten Fillen kann die Unterstlitzung als Pauschalbetrag
gewihrt werden).

70-17 Ergebnisorientierte Bewirtschaftung

184. Die Kommission erinnert daran, dass die Unterstiitzung gemif Artikel 70 der
Verordnung tliber die GAP-Strategiepldne in hinreichend begriindeten Féllen als
Pauschalbetrag gewihrt werden kann, und ersucht Osterreich, diese Moglichkeit fiir
die Option des regionalen Naturschutzplans zu priifen.
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186.

187.

188.

189.

190.

191.

2.3.2.3.3. Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen (Artikel 71 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne, Abschnitt 5 des Plans)

. Fiir jede Kategorie von Gebieten geméll Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung (EU)

Nr. 1305/2013 ist die Verbindung zur nationalen Liste der ausgewiesenen lokalen
Verwaltungseinheiten und zur Karte der Gebiete mit naturbedingten
Benachteiligungen anzugeben.

Ein durchschnittlicher Einheitsbetrag, der alle Kategorien von Gebieten mit
naturbedingten oder anderen spezifischen Nachteilen abdeckt, und die
Differenzierung auf der Grundlage der Bewirtschaftungssysteme oder des
Schweregrads der Nachteile sind nicht gerechtfertigt. Fiir jede Kategorie von
Gebieten mit naturbedingten oder anderen spezifischen Nachteilen, d. h. Berggebiete,
Gebiete mit signifikanten natiirlichen Benachteiligungen und andere aus besonderen
Griinden benachteiligte Gebiete, sollte ein durchschnittlicher Einheitsbetrag
angegeben werden. Dariiber hinaus sollte der Wert des Einheitsbetrags weiter
erldutert und begriindet werden, da die Unterstiitzung degressiv gestaffelt und auf der
Grundlage der Bewirtschaftungssysteme oder der Schwere der Benachteiligung
differenziert wird.

Die Finanziibersicht mit dem Output sollte iiberarbeitet werden, da Informationen
fehlen bzw. offenbar inkohédrent sind.

2.3.2.3.4. Zahlungen im Rahmen von Natura 2000/der
Wasserrahmenrichtlinie (Artikel 72 der Verordnung iiber die
GAP-Strategiepléne, Abschnitt 5 des Plans)

Aufgrund ihres doppelten Zwecks (Einkommensstiitzung — Férderung der Akzeptanz
von Beschrinkungen im Rahmen von Natura 2000/der Wasserrahmenrichtlinie)
sollten die Interventionen zusidtzlich zum spezifischen Ziel 1 auch mit dem
spezifischen Ziel 5 (Zahlungen im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie) und dem
spezifischen Ziel 6 (Zahlungen im Rahmen von Natura 2000) verkniipft werden. Fiir
Uberwachungszwecke ist eine Verkniipfung mit O.13 erforderlich. In der
Beschreibung der Intervention miissen einige Elemente erginzt werden,
einschlieBlich der Angabe, ob eine vollstindige oder teilweise Entschddigung
vorgesehen ist.

Im Plan sollte festgelegt werden, dass die rechtlichen Beschrankungen nicht auf dem
Natura-2000-Status der Landparzellen an sich beruhen, sondern auf einem
zusdtzlichen nationalen Schutzstatus (z. B. Naturschutzgebiet) fiir bestimmte
Griinlandfldchen innerhalb bestimmter Natura-2000-Gebiete.

Osterreich wird ersucht zu erldutern, warum die Anforderungen der Intervention 70-
14 Teil der ,,Baseline* fiir diese Mal3nahme sind.

2.3.2.3.5. Investitionen, einschlieBlich Investitionen in Bewisserung
(Artikel 73-74 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepléne,
Abschnitt 5 des Plans)

73-01 Investitionen in die landwirtschaftliche Erzeugung

Osterreich wird ersucht, bestimmte Fordervoraussetzungen fiir gemischte Projekte
und Investitionen in erneuerbare Energien weiter zu prézisieren. Die Kommission
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erinnert daran, dass im Einklang mit Artikel 73 Absatz 5 der Verordnung iiber die
GAP-Strategiepldne die ELER-Unterstiitzung flir Investitionen zur Erfiillung neuer
Anforderungen nur fiir einen Zeitraum von 24 Monaten ab dem Tag gewihrt wird, zu
dem die Anforderungen verbindlich werden. Osterreich wird ersucht, eine
Verkniipfung der MaBBnahme mit R.44 (Verbesserung des Tierwohls) in Erwégung zu
ziehen.

192. Aufgrund der spezifischen Fordervoraussetzungen muss fiir Investitionen in die
Bewisserung ein gesonderter Einheitsbetrag (mit Outputs) angegeben werden.
Osterreich sollte klarstellen, ob sowohl Investitionen in die Modernisierung
bestehender Bewdsserungsanlagen als auch Investitionen, die zu einer
Nettoerweiterung der bewdsserten Fldche fithren, gefordert werden. Alle
einschldgigen Anforderungen des Artikels 74 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne miissen in den Fordervoraussetzungen entsprechend dem ermittelten
Bedarf beriicksichtigt werden (insbesondere Artikel 74 Absatz3 und Artikel 74
Absatz 6).

73-02 Investitionen zur Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher
Erzeugnisse

193. Osterreich wird gebeten zu beachten, dass ,.erneuerbare Energiequellen und auf
Biomasse basierende Systeme® nur fiir den Eigenbedarf genutzt und Ertrage aufgrund
von Beschrinkungen fiir staatliche Beihilfen nicht an das Netz verkauft werden
diirfen. Wird bei Investitionen in die auerbetriebliche Verarbeitung (0O.24) aufgrund
von Schwankungen jedoch der Energiebedarf {iberstiegen, so kann diese
iiberschiissige Energie im Rahmen von De-minimis-Regelungen oder anderen
genehmigten Beihilferegelungen ans Netz verkauft werden.

194. Osterreich wird gebeten, den Verweis auf ,unbare Eigenleistungen* niiher zu
erlautern.

195. Osterreich wird ersucht, iiber den Zusammenhang mit dem spezifischen Ziel 2
nachzudenken und die Ergebnisindikatoren entsprechend anzupassen.

73-03 Infrastruktur Wald

196. Osterreich  sollte klarstellen, wie die Intervention zur Erhaltung und
Wiederherstellung 6kologisch wertvoller/seltener Waldgebiete beitrdgt und den
okologischen Wert der Walddkosysteme erhoht.

73-04 Waldbewirtschaftung

197. Die Kommission fordert Osterreich nachdriicklich auf, die Gelegenheit des GAP-
Strategieplans zu nutzen, um die Intervention besser zu gestalten und so die
Waldokosystemdienstleistungen zu fordern und zu verbessern.

198. Osterreich sollte die neuen Leitlinien fiir eine biodiversititsfreundliche Aufforstung
und die Leitlinien fiir die EU-Waldstrategie nach ihrer Annahme und
Veroffentlichung an die Begiinstigten und die Verwaltungsbehorden weiterleiten.
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200.

201.

202.

203.

204.

205.

206.

73-05 Investitionen in iiberbetriebliche Bewisserung und Hangstabilisierung

. Osterreich wird gebeten, die Wahl der Outputindikatoren zu kliren und einige

Aspekte im Zusammenhang mit den Fordervoraussetzungen weiter zu prézisieren
(nicht forderfahig: groBe Infrastruktur), insbesondere im Hinblick auf die
Hangstabilisierung (Bedingung hinsichtlich der Hangneigung, Erosionsgefahrdung?).

Bei Investitionen in die Bewédsserung muss zwischen der Verbesserung bestehender
Anlagen und Investitionen im Zusammenhang mit einer Nettovergroflerung der
bewdsserten Fldache unterschieden werden, da dies Auswirkungen auf die
Verknilipfung mit spezifischen Zielen und Ergebnisindikatoren hat. Die richtigen
Verkniipfungen wiren das spezifische Ziel 5 und R.26 (Investitionen in Bezug auf
natiirliche Ressourcen) fiir erstere und das spezifische Ziel2 und R.9
(Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe), wenn 0.20 verwendet wird.
Osterreich wird ersucht, mdgliche Wassereinsparungen von mehr als 10 % in
Betracht zu ziehen, soweit dies technisch machbar ist. Die Tabellen 12 und 13
miissen liberarbeitet werden, um unter anderem zwei verschiedene Einheitsbetrige
fiir diese beiden Kategorien aufzunehmen.

73-06 Investitionen in Okologische Verbesserungen und Mafinahmen zur
Minderung des Hochwasserrisikos

Osterreich wird ersucht klarzustellen, dass naturnahe Losungen bei der Deckung des
Bedarfs, insbesondere bei Investitionen in das Hochwasserrisikomanagement,
Vorrang haben. Es wird empfohlen, Investitionen mit naturnahen Losungen Vorrang
einzurdumen, da sie fiir mehrere Zwecke von gro3em Nutzen sein konnen.

Osterreich wird ersucht, die verkniipften Ergebnisindikatoren unter Beachtung der
Ausfiihrungen in Absatz 195 zu iiberdenken. Beziehen sich die Investitionen auf neue
Bewdésserungsinvestitionen, so ist R.39 (Entwicklung der lédndlichen Wairtschaft)
anstelle von R.27 (Umwelt- oder Klimaleistung durch Investitionen in ldndlichen
Gebieten) zu verwenden.

Osterreich sollte mehr Informationen iiber die Art der geplanten Investitionen zur
Erhohung der  Wasserrlickhaltefdhigkeit und  zur  Verbesserung  der
Einleitungssituation im landwirtschaftlichen Einzugsgebiet vorlegen.

73-07 Nichtproduktive Investitionen in gewésserokologische Verbesserung

Osterreich wird gebeten, weitere Informationen dariiber vorzulegen, wie die
Intervention zum spezifischen Ziel 6 beitragen soll, und zu bestitigen, dass es sich

bei den unter Punkt 2 finanzierten Investitionen um nichtproduktive Investitionen
handelt.

Osterreich wird gebeten zu erldutern, ob die Forderung der Beseitigung veralteter
Stauddmme als Investition vorgesehen ist, da es sich hierbei um sehr wirksame
MaBnahmen zur Verbesserung des Gewésserzustands handelt, die das Potenzial
haben, wichtige Okosystemleistungen zu erbringen, auch fiir den Agrarsektor und fiir
die Abmilderung der Auswirkungen von Uberschwemmungen/Diirren.

Osterreich wird ersucht, die verkniipften Ergebnisindikatoren (sieche Absatz 197) zu
iiberdenken.

31



73-08 Investitionen in Diversifizierungsaktivititen inklusive Be- und
Verarbeitung sowie Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse

207. Osterreich wird ersucht, Informationen iiber allgemeine Kosten, gebrauchte
Ausriistung, Leasingkauf, Mehrwertsteuer und Anforderungen an die Haltbarkeit
aufzunehmen.

208. Osterreich wird ersucht, iiber den Zusammenhang mit dem spezifischen Ziel 2
nachzudenken und die Ergebnisindikatoren entsprechend anzupassen.

73-10 Orts- und Stadtkernforderung (Investitionen zur Revitalisierung und
Sanierung oder Um- und Weiterbau von leerstehenden, fehl- oder
mindergenutzten Gebiuden oder 6ffentlichen Flichen)

209. Osterreich wird ersucht, in Bezug auf die Interventionen 73-10, 73-11, 73-14, 73-16
und 73-17 die Auswahlgrundsétze entsprechend dem ermittelten territorialen Bedarf
und der GroBe lidndlicher Siedlungen festzulegen und die Synergien zwischen dem
ELER und anderen Unionsfonds fiir lindliche Gebiete, insbesondere dem EFRE,
sowie die Komplementarititen mit anderen Interventionen zur Entwicklung des
landlichen Raums, insbesondere mit LEADER, klar zu beschreiben.

210. Osterreich wird ersucht, fiir die Interventionen 73-09, 73-10, 73-11, 73-14 und 73-16
gegebenenfalls die GroBe der kleinen oder groBen Infrastruktureinrichtungen
festzulegen und eine Liste nicht forderfdhiger Ausgaben beizufiigen.

211. Es gibt eine Reihe von Kategorien, die als ,,Fordergegenstinde (1), (2), (3), (4)*
bezeichnet werden. Osterreich wird gebeten, diese entsprechend den drei
vorgeschlagenen Kategorien von Einheitsbetridgen (6ffentliche Gebaude, Gebéude fiir
kulturelle Zwecke, leerstehende nichtoffentliche Gebaude) genauer zu erlédutern und
entsprechend die erforderlichen Korrekturen fiir die geplanten durchschnittlichen
Einheitsbetrdge und die durchschnittlichen Einheitshdchstbetrige vorzunehmen.

73-12 Investition in erneuerbare Energien

212. Osterreich sollte beachten, dass die Férderung der Verbrennung von Biomasse mit
ausreichenden Sicherheitsvorkehrungen einhergehen muss, damit diese keine
negativen Auswirkungen auf die Luftqualitdt und die Einhaltung der Vorschriften
gemil Artikel 29 der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Foérderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen hat. Angesichts des erwarteten Anstiegs der
Nachfrage nach Biomasse nach dem Ausstieg aus der Ol- und Gasheizung ist dies ein
kritischer Aspekt.

73-15 Investitionen zur Erhaltung, Wiederherstellung und Verbesserung des
natiirlichen Erbes

213. Die vorliegende Intervention wird als nichtproduktive griine Investition eingestuft.
Um fiir eine nichtproduktive griine Investition in Betracht zu kommen, die fiir die
Zweckbindung fiir Umweltbelange angerechnet werden kann, ist es von
entscheidender Bedeutung, dass diese Investitionen auf nichtproduktive Investitionen
im Zusammenhang mit reinen Umwelt- und Klimavorteilen beschriankt werden. In
diesem Zusammenhang wird Osterreich ersucht, weitere Informationen zu den
forderfahigen Investitionen unter Punkt 5 ,, Konzeptionen von und Investitionen in
Anlagen und Objekte, die der landschaftsgebundenen Erholung, der Besucherlenkung
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und der Wissensvermittlung, der Inwertsetzung von Gebieten mit hohem Naturwert
sowie der Information und Bewusstseinsbildung dienen* vorzulegen, aus denen
hervorgeht, dass diese Investitionen und Maflnahmen als nichtproduktiv eingestuft
werden konnen. Dariiber hinaus wird empfohlen, fiir Investitionen mit produktiven
Komponenten einen niedrigeren Fordersatz anzuwenden.

214. In Bezug auf die relevanten Ergebnisindikatoren sollte liberdacht werden, ob auch
andere Indikatoren relevant sein konnen (z. B. R.32 (Investitionen im Zusammenhang
mit der biologischen Vielfalt), wenn der Beglinstigte Landwirt ist), um den
Zusammenhang mit der biologischen Vielfalt besser erfassen zu konnen.

73-17 Investitionen im Zuge von Unternehmensiibergaben im lindlichen Raum

215. Osterreich wird ersucht, die Griinde fiir die Intervention ndher zu erldutern.
Finanzierungsposten wie ,,Investitionskosten der Nachfolgerin oder des Nachfolgers
zur Stirkung der Wettbewerbsfahigkeit des iibernommenen Unternehmens, z. B. in
Innovation und Digitalisierung, um das Unternehmen neu zu positionieren und
zukunftsfit zu machen” oder ,,Investitionskosten konnten auch im Rahmen der
Intervention 73-01 in Betracht gezogen werden.

216. Osterreich wird ersucht, die Anforderungen an Innovation und Digitalisierung kleiner
und mittlerer Unternehmen in ldndlichen Gebieten anhand der ermittelten
Bediirfnisse und Ergebnisindikatoren weiter zu analysieren.

217. Osterreich wird ersucht, die Forderbetrige und forderfihigen Kosten sowie den
Outputindikator zu erldutern, der in dem Jahr geplant werden sollte, in dem die erste
Zahlung erwartet wird.

218. Osterreich wird gebeten, zu priifen, ob die Intervention tatsichlich unter Artikel 42
AEUV fillt. In Abschnitt 8 (Angaben zur beihilferechtlichen Wiirdigung) wird darauf
hingewiesen, dass die Intervention nicht Gegenstand einer beihilferechtlichen
Priifung ist. Gleichzeitig wird ,,de minimis* als die Art des fiir die Genehmigung zu
verwendenden Beihilfeinstruments angegeben.

73-18 Ausgleich landwirtschaftlicher Einkommensverluste aufgrund von
Erstaufforstungen

219. Osterreich  wird ersucht, anstelle der Investitionen die Zahlung fiir
Einkommensverluste aufgrund fritherer Verpflichtungen gemaBl Artikel 70 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne aufzunehmen.

2.3.2.3.6. Niederlassungsbeihilfe (Artikel 75 der Verordnung iiber die
GAP-Strategiepldne, Abschnitt 5 des Plans)

220. Osterreich wird ersucht, weitere Informationen iiber Inhalt und Bedingungen des
Geschiéftsplans vorzulegen.

2.3.2.3.7. Zusammenarbeit (Artikel 77 der Verordnung iiber die GAP-
Strategieplidne, Abschnitt 5 des Plans)

LEADER, intelligente Dorfer und Qualitiitsregelungen

221. Osterreich  wird gebeten, unter anderem die Verwendung vereinfachter
Kostenoptionen im Rahmen von LEADER besser zu erldutern.
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222. Osterreich wird gebeten, ausfiihrlicher zu erldutern, warum es nur eine Aufforderung
zur Auswahl geben wird, da der Outputindikator einen Unterschied bei den
umgesetzten/ausgewéhlten lokalen Entwicklungsstrategien zwischen 2023 und 2024
aufzeigt.

Qualititsregelungen

223. Osterreich wird ersucht, weitere Informationen iiber etwaige Komplementarititen mit
sektoralen Interventionen vorzulegen.

224. Osterreich wird ersucht, den Outputindikator fiir das Jahr 2023 zu berichtigen.
Zusammenarbeit

225. Um den Verwaltungsaufwand zu verringern und die Umsetzung zu vereinfachen
sowie AKIS-Wissensfliisse und internationale Synergien zu schaffen, wird Osterreich
ersucht, die Moglichkeit zu priifen, die vorgeschlagenen Interventionen 77-02 und
77-06 sowie moglicherweise auch 77-03 zusammenzufiihren, da die operationellen
Gruppen der Europidischen Innovationspartnerschaften (EIP) nun alle Arten der
horizontalen und vertikalen Zusammenarbeit und Vernetzung sowie alle neun GAP-
Ziele abdecken konnen.

77-02 Zusammenarbeit

226. Es wird ein breites Spektrum von Formen der Zusammenarbeit vorgeschlagen.
Osterreich wird ersucht, die Auswahlgrundsitze zu {iberpriifen und dabei die
Prioritdten entsprechend dem ermittelten Bedarf, den Ergebnisindikatoren und den
spezifischen Zielen, zu denen die Intervention unmittelbar und erheblich beitréigt, zu
beriicksichtigen.

227.Die Intervention betrifft Kooperationsprogramme in Form eines Gesamtbetrags
einschlieBlich der Kosten der durchgefiihrten Vorhaben. Osterreich wird ersucht, alle
in dem einschligigen Artikel 77 Absatz4 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne festgelegten Mindestanforderungen sowie eine Liste nicht
forderfahiger Investitionen und Ausgabenkategorien aufzunehmen.

228. Die Intervention betrifft die Einrichtung und das Funktionieren der Partnerschaft und
die Durchfiihrung der Vorhaben. Osterreich wird ersucht, weitere Informationen iiber
den indikativen Kostenanteil der beiden Ausgabenkategorien (Vorbereitung und
Durchfiihrung) vorzulegen und die Verwendung vereinfachter Kostenoptionen fiir die
laufenden Kosten der Partnerschaften zu tiberdenken.

229. Der Wert von R.1 (Steigerung der Leistung durch Wissen und Innovation), ndmlich
262, shnelt dem Wert von 0.32 (261). Osterreich wird ersucht, diese Werte zu
iiberpriifen.

230. Die Outputs sind Richtwerte und sollten in ihrer Gidnze und ab dem Jahr geplant
werden, in dem mit der ersten Zahlung gerechnet wird.

77-03 Lindliche Innovationssysteme

231. Im Rahmen dieser Interventionskategorie konnen neue Formen der Zusammenarbeit
oder neue MaBinahmen fiir bestehende Formen der Zusammenarbeit, einschlie8lich
der Durchfiihrung von Vorhaben, unterstiitzt werden. Osterreich wird ersucht, fiir die
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232.

233.

234.

235.

236.

237.

238.

Interventionen 77-03 und 77-04 alle Mindestanforderungen gemafl Artikel 77 der
Verordnung iiber die GAP-Strategieplédne und die Vorschriften fiir die Durchfiihrung
von Vorhaben (siche Artikel 77 Absatz4 der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepldne) einschlieBlich einer Liste nicht forderfahiger Ausgaben im Falle von
Investitionen (siche Artikel 73 Absatz3 der Verordnung iiber die GAP-
Strategieplidne) aufzunehmen.

GemidB3 der Beschreibung der Transaktionskosten der Partnerschaften ist ein
Einheitsbetrag von 10 000 EUR fiir das Auswahlverfahren, ein Einheitsbetrag von
15 000 EUR fiir den Aufbauprozess und ein Pauschalsatz von 70 000 EUR pro Jahr
oder eine externe Expertise in Hohe von 25 000 EUR pro Jahr vorgesehen. Unter
Beriicksichtigung dieser Elemente wird Osterreich ersucht, einen indikativen Anteil
der Transaktionskosten im Vergleich zum Gesamtbetrag fiir die Projektdurchfiihrung
vorzulegen und die maximale Laufzeit der Partnerschaften anzugeben.

Fir wettbewerbsrelevante Projekte ist ein Hochstbetrag von 350 000 EUR
vorgesehen. Da dies in den Einheitsbetragen nicht zum Ausdruck kommt, wird
Osterreich aufgefordert, die Finanziibersicht zu iiberpriifen und zu bestitigen, ob der
geplante Einheitsbetrag fiir die Durchfiihrung laufende Kosten enthalt.

Osterreich wird gebeten, weitere Informationen iiber nicht wettbewerbsrelevante
Projekte von nationalem 6ffentlichem Interesse zu libermitteln, fiir die ein Fordersatz
von 100 % vorgesehen ist.

Osterreich wird gebeten, den Gesamtwert von 0.32 zu erliutern und zu priifen, ob es
zu Doppelzdhlungen kommt.

77-04 Reaktivierung des Leerstands durch Bewusstseinsbildung & Beratung,
Entwicklungskonzepte & Management zur Orts- und Stadtkernstirkung

Osterreich wird ersucht, unter Beriicksichtigung der Angaben in der Finanziibersicht
und der vorgeschlagenen Indikatoren weitere Informationen iiber die
Durchfiihrbarkeit und den ausdriicklichen Zweck der Zusammenarbeitsregelung
(Elemente, die ohne die gemeinsame Arbeit nicht moglich gewesen wiren), die
verschiedenen Phasen, die erwarteten Ergebnisse, die Komplementaritit mit anderen
Interventionen zur Entwicklung des ldndlichen Raums und anderen EU-Fonds und
die Verkniipfung mit der Gesamtwahrnehmung der Strategien fiir intelligente Dorfer
vorzulegen.

2.3.2.3.8. Wissensaustausch und Beratung (Artikel 78 der Verordnung
iiber die GAP-Strategiepléne, Abschnitt 5 des Plans)

78-01 Land- und forstwirtschaftliche Betriebsberatung

Osterreich sollte iiber eine Verbesserung dieser Intervention nachdenken, indem es
den Beratern die Moglichkeit bietet, sich in Fragen der biologischen Vielfalt und der
klimaeffizienten Landwirtschaft (z. B. durch Ausfliige/Schulungen) weiterzubilden.

Fiir nichtland- und forstwirtschaftliche Themen wird bei der Intervention 78-03 in
Abschnitt 8 (Informationen zur beihilferechtlichen Wiirdigung) darauf hingewiesen,
dass die Mallnahme unter Artikel 42 AEUYV fillt und daher keiner beihilferechtlichen
Priifung unterliegt. Bei nichtland- und forstwirtschaftlichen Themen fillt die
MaBnahme jedoch offenbar nicht unter Artikel 42 AEUV, und die Vorschriften iiber
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239.

240.

241.

242.

243.

244.

staatliche Beihilfen finden Anwendung. Osterreich wird gebeten, diesen
offensichtlichen Irrtum zu korrigieren.

2.3.2.3.9. Finanzierungsinstrumente (Artikel 80 der Verordnung iiber die
GAP-Strategiepléne, Abschnitt 4.6 des Plans)

Osterreich wird ersucht anzugeben, welche nationalen Regelungen fiir die
Unterstiitzung der Agrarfinanzierung und den Zugang zu Darlehen und Liquiditit am
wichtigsten sind, ob eine Kombination mit Zuschiissen im Rahmen des Plans moglich
ist und ob auch andere EU-Finanzmittel eingesetzt werden.

UBERSICHTSTABELLE FINANZEN

Osterreich wird ersucht, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Gesamtbetrag der
geplanten Interventionen in Abschnitt 5 fiir alle Kalenderjahre die Zuweisung fiir
Direktzahlungen {ibersteigt (angepasster Anhang V der Verordnung iiber die GAP-
Strategiepline). Nur fiir die Kalenderjahre 2023-24 wird diese ,,Uberbuchung® durch
das Aufkommen aus der Deckelung ausgeglichen, die im Rahmen der
Direktzahlungen anzuwenden ist.

Osterreich  wird darauf hingewiesen, dass die indikativen jihrlichen
Mittelzuweisungen unter Abschnitt5 SFC in Bezug auf die Ausgaben zur
Unterstiitzung der Bienenzucht nicht mit den geplanten Betrdgen in der
Ubersichtstabelle Finanzen unter Abschnitt 6 SFC iibereinstimmen.

Auf der Grundlage der in Abschnitt 5 bereitgestellten Daten ist ein Betrag, der iiber
dem in Anhang XII der Verordnung iiber die GAP-Strategieplidne festgelegten
Mindestbetrag  liegt, Junglandwirten vorbehalten. Fiir jede der beiden
Interventionskategorien, die zu dieser Zweckbindung beitragen, sollten die Betrége,
die als notwendig erachtet werden, um die Mindestanforderungen fiir die
Zweckbindung zu erfiillen, in der Ubersichtstabelle des Finanzierungsplans
(Abschnitt 6.1) klar angegeben werden. Diese Informationen sollten als Grundlage
fiir die Festsetzung der finanziellen Obergrenzen gemal Artikel 95 Absédtze 4 und 5
der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldane dienen. In den Zeilen 42 und 46 sollten
die Mindestbetridge, die zur Zweckbindung fiir Junglandwirte beitragen, berichtigt
werden, um den in Anhang XII festgesetzten Betrag (d. h. 101 637 275 EUR) zu
erreichen.

Osterreich wird ersucht, zur Kenntnis zu nehmen, dass gemiB Artikel 156 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne die Summe aller in einem bestimmten
Haushaltsjahr fiir einen Sektor geleisteten Zahlungen — unabhéngig davon, fiir
welches Programm und auf welcher Rechtsgrundlage sie stattgefunden haben — die
Mittelzuweisungen gemal3 Artikel 88 der Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne
fiir das betreffende Haushaltsjahr fiir diesen Sektor nicht iibersteigen darf.

Fiir die Interventionskategorien in bestimmten Sektoren geméil Artikel 42 der
Verordnung iiber die GAP-Strategiepldne werden Ausgaben, die im Jahr 2023 oder in
den folgenden Haushaltsjahren im Zusammenhang mit MaBBnahmen getétigt werden,
die im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 fiir diese Sektoren durchgefiihrt
werden, nicht in die indikativen jéhrlichen Mittelzuweisungen geméfl Abschnitt 5
oder in die Ubersichtstabelle Finanzen in Abschnitt 6 des Plans aufgenommen.
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245.

246.

247.

248.

249.

250.

251.

Die Kommission stellt fest, dass in der Finanziibersicht kein Betrag fiir Wein fiir das
Haushaltsjahr 2023 vorgesehen ist. Es wird darauf hingewiesen, dass es bei den
nachfolgenden Einreichungen in SFC moglich sein wird, fiir 2023 einen Betrag fiir
Wein aufzunehmen.

VERWALTUNG DES GAP-PLANS, AUSGENOMMEN KONTROLLEN UND SANKTIONEN

Osterreich wird daran erinnert, eine ausgewogene Vertretung in den einschligigen
Gremien im Begleitausschuss in Bezug auf Frauen, Jugendliche und die Interessen
benachteiligter Personen sicherzustellen.

Osterreich wird gebeten, zu erldutern, wie die zustindige Behorde die Arbeit der
Zahlstelle und die Einhaltung der Zulassungskriterien fortlaufend iiberwachen wird.
Zudem sollte die Zusammensetzung des Begleitausschusses dargelegt und erldutert
werden, wie er seine Unabhéngigkeit von der Verwaltungsbehorde sicherstellen wird.
Es wird erwartet, dass diese als separate Stellen benannt werden.

Osterreich wird ersucht, die IT-Systeme und Datenbanken zu beschreiben, die fiir die
Extraktion, Zusammenstellung und Meldung von Daten entwickelt wurden, die fiir
die Leistungsberichterstattung, zum Abgleich und zur Uberpriifung verwendet
werden, sowie die vorhandenen Kontrollen zur Gewéhrleistung der Zuverlédssigkeit
der zugrunde liegenden Daten zu erldutern.

Osterreich wird ersucht, eine kurze Beschreibung der Garantien bei der
Finanzverwaltung und der Konzeption von Priifungen und Kontrollen zur
Vermeidung von Doppelfinanzierungen (insbesondere unter Beriicksichtigung des
osterreichischen Aufbau- und Resilienzplans) aufzunehmen.

Die Kommissionsdienststellen  iibermitteln  ihre =~ Anmerkungen zu den
Abschnitten 7.3, 7.4 und 7.5 in einer gesonderten Mitteilung.

ANHANGE

Anhang V sollte Daten iiber die Beteiligung des ELER, die entsprechenden Mittel
und zusitzliche nationale Beihilfen fiir alle Tétigkeiten enthalten.

37



	1. Strategische Bewertung
	1.1. Förderung eines intelligenten, wettbewerbsfähigen, krisenfesten und diversifizierten Agrarsektors, der die langfristige Ernährungssicherheit gewährleistet
	1.1.1. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 1
	1.1.2. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 2
	1.1.3. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 3
	1.1.4. Besondere strategische Ausrichtung
	1.1.4.1. Gekoppelte Einkommensstützung und Wasserrahmenrichtlinie
	1.1.4.2. Gerechte Verteilung und Ausrichtung der Unterstützung
	1.1.4.3. Interventionen in bestimmten Sektoren
	1.1.4.4. Risikomanagement


	1.2. Unterstützung und Stärkung von Umweltschutz, einschließlich Biodiversität, und Klimaschutz und Beitrag zur Erreichung der umwelt- und klimabezogenen Ziele der Union, einschließlich ihrer Verpflichtungen im Rahmen des Übereinkommens von Paris
	1.2.1. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 4
	1.2.2. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 5
	1.2.3. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 6
	1.2.4. Besondere strategische Ausrichtung
	1.2.4.1. Grüne Architektur
	1.2.4.2. Größerer Gesamtbeitrag
	1.2.4.3. Beitrag zu und Kohärenz mit den langfristigen nationalen Zielvorgaben, die in den in Anhang XIII genannten Rechtsinstrumenten festgelegt sind oder sich aus diesen ergeben


	1.3. Stärkung des sozioökonomischen Gefüges in ländlichen Gebieten
	1.3.1. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 8
	1.3.2. Strategische Bewertung des spezifischen Ziels 9

	1.4. Modernisierung des Sektors durch Förderung und Weitergabe von Wissen, Innovation und Digitalisierung in der Landwirtschaft und in ländlichen Gebieten und Förderung von deren Nutzung unter den Landwirten durch einen verbesserten Zugang zu Forschun...
	1.4.1. Strategische Bewertung des Querschnittsziels

	1.5. Vereinfachung für die Endbegünstigten
	1.6. Plan mit Zielwerten

	2. Operative Bewertung
	2.1. Zweckgebundenes Mindestbudget
	2.2. Gemeinsame Elemente für mehrere Interventionen
	2.2.1. Definitionen und Mindestanforderungen
	2.2.2. GAP-Netz
	2.2.3. Koordinierung der EU-Mittel

	2.3. Interventionen und Ausgangsbedingungen
	2.3.1. Konditionalität
	2.3.2. Bewertung nach Interventionskategorie oder Intervention, falls erforderlich
	2.3.2.1. Für direkte Einkommensstützung
	2.3.2.1.1. Einkommensgrundstützung für Nachhaltigkeit (Artikel 21-28 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.1.2. Ergänzende Umverteilungseinkommensstützung für Nachhaltigkeit (Artikel 29 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.1.3. Ergänzende Einkommensstützung für Junglandwirte (Artikel 30 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.1.4. Öko-Regelungen (Artikel 31 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.1.5. Gekoppelte Einkommensstützung (Artikel 32-35 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)

	2.3.2.2. Für sektorspezifische Interventionen
	2.3.2.2.1. Obst und Gemüse
	2.3.2.2.2. Bienenzucht
	2.3.2.2.3. Wein

	2.3.2.3. Für die Entwicklung des ländlichen Raums
	2.3.2.3.1. Allgemeine Bemerkungen für alle Interventionen zur Entwicklung des ländlichen Raums
	2.3.2.3.2. Bewirtschaftungsverpflichtungen (Artikel 70 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.3.3. Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen (Artikel 71 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.3.4. Zahlungen im Rahmen von Natura 2000/der Wasserrahmenrichtlinie (Artikel 72 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.3.6. Niederlassungsbeihilfe (Artikel 75 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.3.7. Zusammenarbeit (Artikel 77 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)
	2.3.2.3.8. Wissensaustausch und Beratung (Artikel 78 der Verordnung über die GAP-Strategiepläne, Abschnitt 5 des Plans)




	3. Übersichtstabelle Finanzen
	4. Verwaltung des GAP-Plans, ausgenommen Kontrollen und Sanktionen
	5. Anhänge

